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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 7. November 2018 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Ukraine 

über Soziale Sicherheit 


A. Problem und Ziel 

Im Rahmen der gewachsenen wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine werden Arbeitneh¬ 
merinnen und Arbeitnehmer von ihren Unternehmen in zunehmendem 
Maße zur Ausübung ihrer Tätigkeit in das andere Land entsandt. Eine 
Doppelversicherung und damit eine doppelte Beitragsbelastung wird 
dadurch vermieden, dass die in das andere Land entsandten Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer allein den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats, in der Regel des Heimatstaats, unterliegen. Dadurch 
wird eine Doppelversicherung in der Renten- und Unfallversicherung 
sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung und damit eine doppelte 
Beitragsbelastung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Renten- 
und Arbeitslosenversicherung und für Arbeitgeber in der Unfallversi¬ 
cherung vermieden. Darüber hinaus sieht das Abkommen die unein¬ 
geschränkte Zahlung von Renten in den anderen Staat vor (Leistungs¬ 
exportprinzip). Die Voraussetzungen für einen Rentenanspruch können 
durch Zusammenrechnung der in beiden Staaten zurückgelegten Ver¬ 
sicherungszeiten erfüllt werden (Erfüllung der Wartezeit). Das Abkom¬ 
men ist, wie auch andere von Deutschland mit anderen Drittstaaten 
geschlossene Sozialversicherungsabkommen, nach Prinzipien gestal¬ 
tet, die auch innerhalb der Europäischen Union gelten. 
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B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz werden die innerstaatlichen 
Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
für die Ratifikation geschaffen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine unmittelbaren Kosten. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger werden nicht einge¬ 
führt. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand, insbesondere werden 
keine neuen Informationspflichten eingeführt. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung wird eine Informationspflicht eingeführt. 

F. Weitere Kosten 

Es wird mit jährlichen Mehrausgaben bei der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung in Höhe von circa 4 Millionen Euro gerechnet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen be¬ 
troffenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


Berlin, £3, September 2019 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. November 2018 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine über Soziale 
Sicherheit 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 


Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Der Bundesrat hat in seiner 980. Sitzung am 20. September 2019 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 7. November 2018 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 
über Soziale Sicherheit 

Vom 2019 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 


Artikel 1 

Folgenden in Kiew am 7. November 2018 Unterzeichneten zwischenstaatlichen 
Übereinkünften zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine über 
Soziale Sicherheit wird zugestimmt: 

1. dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine 
über Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens vom 7. November 2018 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine über Soziale 
Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend ver¬ 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim¬ 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 
sowie Änderungen in der in Artikel 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Durch¬ 
führungsvereinbarung in Kraft zu setzen. Im Übrigen wird die Bundesregierung 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die zur 
Durchführung des Abkommens erforderlichen innerstaatlichen Regelungen zu 
treffen. Dabei können zur Anwendung und Durchführung des Abkommens ins¬ 
besondere über folgende Gegenstände Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den mit der Durchführung des Abkommens befass¬ 
ten Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie die 
Verwendung von Vordrucken, 

3. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer im Abkommen ge¬ 
nannter Stellen und Behörden. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 Absatz 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 9 Absatz 1 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen die nach Artikel 59 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung der gesetzgeben¬ 
den Körperschaften erhalten. 

II. Alternativen 

Keine. 

III. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union 
und völkerrechtlichen Verträgen 

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 

IV. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Gesetz berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine unmittelbaren Kosten. 

3. Erfüllungsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. 

4. Weitere Kosten 

Es wird mit jährlichen Mehrausgaben bei der gesetzlichen Rentenversicherung 
in Höhe von circa 4 Millionen Euro gerechnet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten, da Kosten für 
die Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht entstehen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung ist Artikel 59 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, da sie sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen. 

Das Vertragsgesetz bedarf nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 des Grundgesetzes 
der Zustimmung des Bundesrates, weil der Vertrag, der innerstaatlich in Geltung 
gesetzt wird, Verfahrensregelungen enthält und insoweit für abweichendes 
Landesrecht keinen Raum lässt. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem Wege 
der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkommens zu 
tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungsvereinbarungen 
zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten, um die Inkraftsetzung 
von Änderungen zur Durchführungsvereinbarung vom 7. November 2018 oder 
um andere innerstaatliche Regelungen handeln. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 19/13449 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab¬ 
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 
Absatz 2 sowie die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem 
Artikel 9 Absatz 1 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 
über Soziale Sicherheit 


Yrofla 

Mi>K OeflepaTMBHOic Pecnyö/iiKOKD HiMeHHi/ma 
Ta yKpai'Hoic 

npo copianbHe 3a6e3neHeHHB 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Ukraine - 

(im Folgenden „Vertragsstaaten“ genannt) 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Begriffe 

1. „Staatsangehöriger“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland, 

in Bezug auf die Ukraine 

eine Person, die nach den ukrainischen Rechtsvorschriften 
über die Staatsangehörigkeit ukrainischer Staatsangehöriger 
ist; 

2. „Rechtsvorschriften“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

die Gesetze, Verordnungen und sonstigen allgemein verbind¬ 
lichen Vorschriften, die sich auf die vom sachlichen Geltungs¬ 
bereich dieses Abkommens jeweils erfassten Zweige und 
Systeme der Sozialen Sicherheit beziehen, 

in Bezug auf die Ukraine 

die Gesetze und sonstigen normativen Rechtsakte, die sich 
auf die vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
jeweils erfassten Zweige und Systeme der Sozialen Sicher¬ 
heit beziehen; 

3. „zuständige Behörde“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 


cbeAepaTMBHa PecnyöniKa HiMennnHa 
Ta 

yKpai'Ha 

(flani - „floroßipHi flep>KaBn“), 

npamyan BperyntOBa™ cbo'i BiflHoenHU y ccjtepi cogia/ibHoro 
3a6e3neneHHB, 

AOMOBnnncb npo TaKe: 

HacTnHaI 

3ara/ibHi nono>KeHHa 

CTarra 1 

Bn3HaHeHHH TepMiHiB 

(1) TepMiHU y pin YroAi MaioTb TaKi 3HaneHHH: 

1. „rpoMaAaHMH“ - 

Ana cbeAepaTUBHOi' PecnyöniKn HiMenanHa: 

HiMepb y po3yMiHHi OcHOBHoro 3aKOHy OeAepaTUBHO'i 
PecnyöniKn HiMenHnHa; 

Ana yKpai'Hn: 

ocoöa, aKa e rpoMaAaHHHOM yKpai'Hn BiAnoßiAHO ao 
3aKOHOASBCTBa yKpai'Hn npo rpoMaAHHCTBo; 

2. „3aKOHOAaBCTBO“- 

Ana ct>eAepaTnBHoi' PecnyöniKn HiMeaanHa: 

3aKOHn, po3nopaA>KeHHa, HopMaTnBHi aKTn Ta iHLui 
3aranbHOOÖOB'a3KOBi nono>KeHHa, lao CTOcytOTbca 
BiAnoßiAHHX rany3en i cncTeM copianbHoro 3aöe3neaeHHa, 
axi niAnaAatOTb niA a!k> oö'GKTnBHOi ctjtepn 3acTOcyBaHHa 
Aie'i yroAn; 

Ana yKpai'Hn: 

3aKOHn Ta irniii HopMamiBHO-npaBOBi aKTn, lao CTOcyiOTbca 
BiAnoßiAHnx rany3en i cncTeM copiaabHoro 3aöe3neaeHHa, 
HKi niAnaAatOTb niA aIio oö'CKTnBHOi' ccjtepn 3acTOcyBaHHa 
Aie'i YroAn; 

3. „KoMneTeHTHnn opraH“ - 

Ana <J>eAepaTnBHOi PecnyöniKn HiMeaanHa: 

OeAepanbHe MiHiCTepcTBO npagi Ta coAianbHnx nnTaHb; 
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in Bezug auf die Ukraine 

das Ministerium für Sozialpolitik der Ukraine; 

4. „Träger“ 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfass¬ 
ten Rechtsvorschriften obliegt; 

5. „zuständiger Träger“ 

der nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften im Einzel¬ 
fall zuständige Träger; 

6. „Beschäftigung“ 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzuwenden¬ 
den Rechtsvorschriften; 

7. „Versicherungszeiten“ 

Beitragszeiten und Beschäftigungszeiten, die in den Rechts¬ 
vorschriften, nach denen sie zurückgelegt wurden, als solche 
bestimmt sind, und sonstige nach diesen Rechtsvorschriften 
anerkannte Zeiten, die anzurechnen sind; 

8. „Rente“ oder „Geldleistung“ 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen; 

9. „gewöhnlicher Aufenthalt“ oder „sich gewöhnlich aufhalten“ 

der Ort des nicht nur vorübergehenden tatsächlichen Auf¬ 
enthalts oder sich nicht nur vorübergehend tatsächlich auf¬ 
halten. 

(2) Andere Begriffe haben die Bedeutung, die sie nach den an¬ 
zuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Vertrags¬ 
staats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1. auf die deutschen Rechtsvorschriften über die 

a) Unfallversicherung in Bezug auf Renten und andere Geld¬ 
leistungen, 

b) Rentenversicherung, 

c) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

d) Alterssicherung der Landwirte; 

2. auf die ukrainischen Rechtsvorschriften über die 

a) obligatorische staatliche Sozialversicherung gegen Ar¬ 
beitsunfälle und Berufskrankheiten, die zum Verlust der 
Erwerbsfähigkeit führen, in Bezug auf Renten und andere 
Geldleistungen, 

b) obligatorische staatliche Rentenversicherung. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats au¬ 
ßer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkommens 
auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines anderen Ab¬ 
kommens oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so lässt 
der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses Abkom¬ 
mens das andere Abkommen oder die überstaatliche Regelung 
unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das andere Abkommen 
oder die überstaatliche Regelung Versicherungslastregelungen 
enthalten, nach denen Versicherungszeiten endgültig in die Last 
eines der beiden Vertragsstaaten übergegangen oder aus deren 
Last abgegeben worden sind. 


fljnn yKpai'Hn: 

MiHiCTepcTBO copianbHO'i noniTMKn yxpaiHn; 

4. „BnKOHaßna iHCTMTypi«“ - 

ycTaHOBa aöo opraH, 30Ö0B’«3aHnn BnKOHyBa™ 
3aKOHOflaBCTBO, «Ke niflnaflae nifl fliio oö'cktmbhoi ctjsepn 
3acT0cyBaHHfl pie'i yroAM; 

5. „KoMneTeHTHa BMKOHaBna iHCTMTypi«“ - 

BI/IKOHaBHa iHCTMTypi«, 11(0 y BiflnOBiflHOMy KOHKpeTHOMy 
BnnaflKy e KOMneTeHTHOKD BiflnoBiflHO flo 3aKOHOflaBCTBa, ipo 
3acT0C0ByeTbcn; 

6. „TpyflOBa flinnbHiCTb“ - 

3aMH«TiCTb aöo fliflJlbHiCTb BiAnOBiAHO AO 3aKOHOAaBCTBa, 
lao 3acTOCOByeTbcn; 

7. „CTpaXOBMM CT3 >k“ - 

nepiOAH cnna™ BHecKiß Ta nepiopM TpyAOBoi Ai^nbHOCTi, 
BM3HaHeHi TaKMMM 3aKOHOAaBCTBOM, 3riAHO 3 «KMM BOHM 
HaKonnneHi, a t3ko>k öyAb-ßKi imui BU3Ham pmm 
3aKOHOAaBCTBOM nepiOAM, «Ki niAnnratOTb 3apaxyBaHHio; 

8. „IleHCin“ aöo „rpowoBa AonoMora“ - 

neHCi« aöo iHLua rpoiuoBa AonoMora 3 ypaxyBaHH«M ycix 
HaAÖaBOK, AonnaT Ta niABMLpeHb; 

9. „3BUHanHe npo>KMBaHH«“ aöo „3BHHaÜHO npo>KUBaioTb“ - 

Micpe He TMMnacoBoro tjsaKTHHHoro nepeöyBaHHn, aöo He 
THMnacoBO tJjaKTHHHO nepeöyBaioTb. 

(2) iHLui TepMiHM MaLOTb 3HaneHH«, «xe HaAaeTbc« im 
B iAnOBiAHO AO 3aKOHOAaBCTBa, LAO 3aCTOCOByeTbC«, BiAnOBiAHO'i 
flOTOBipHOi flepXOBH. 

CTaTT« 2 

Oö'eKTMBHa ccpepa 3acTocyBaHH« 

(1) U« yropa 3acTOCOByeTbc« 

1 . y HiMepbKOMy 3aKOHOAaBCTBi LAOAO: 

a) CTpaxy b3hhb y pa3i HeLAacHoro BnnaAKy A-n« BMnnaTM 
neHCiü Ta iHLuoi' rpomoBOi' AonoMorw; 

b) neHCiÜHoro CTpaxyßaHH«; 

c) AOASTKOBOTO CTpaxy B3H HB npapiBHHKiß ripHHHO- 
MeTanypriÜHMX niAnpMCMCTB; 

d) 3aöe3neneHH« 3a bIkom Ans cfiepMepiB; 

2. b yxpamcbKOMy 3aKOHOAaßCTBi laoao: 

a) 3aranbH00Ö0B'«3K0B0r0 A e P>KaBHoro copianbHoro 
CTpaxyBaHH« bIa HeiAacHoro BHnaAKy Ha BMpoöHMpTBi Ta 
npocfieciHHoro 3axBopiOBaHH«, «Ki cnpnHMHBLOTb BTpaTy 
npapesAaTHOCTi, a™ BMnnaTM neHciü Ta iHLuoi rpouiOBo'i 
AonoMorw; 

b) 3aranbH00Ö0B'«3K0B0ro Aep>*aBHoro neHciÜHoro 
CTpaxyB3HH«. 

(2) 9 \KLAO BiAnOBiAHO AO 3aKOHOASBCTBa OAHie'l' 3 flOTOBipHMX 
flepx<aB, KpiM nepeAyMOB pfln 3acTOcy b3hhb piei' yroAM, 
BMKOHaHO t3ko>k nepepyMOBM pnn 3acTOcy bahhb «Koi'-HeöyAb 
iHLuoi yroAH aöo «Korocb HaAAepx<aBHOro peryniOBaHH«, to 
BMKOH aBHa iHCTMTypi« piei floroBipHO'i flepx<aBH npin 
3acTOcyßaHHi piei yropM 3ajinLiiae iHLuy yropy aöo iHuie 
HaAAep>*<aBHe perymoBaHH« öe3 yBarin. Ue He crocyeTbc« tmx 
BM naAKiß, kojw iHLua yropa hm HaAAepx<aBHe perymoBaHH« 
MiCTBTb pery/llOBaHH« CTpaXOBMX 30Ö0B'«3aHb, 3riAHO 3 «KUMM 
CTpaXOBMM CT3>K OCTaTOHHO nepeMLUOB y 30Ö0B'«3aHH« OAHie'i i3 
Abox floroßipHMX flepx<aB, aöo öyB BM/iyneHnn 3 Tf 
30Ö0B'«3aHH«. 
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Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen bezieht sich 

1. unmittelbar auf 

a) Staatsangehörige eines Vertragsstaats, 

b) Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens von 
Genf vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und des Protokolls vom 31. Januar 1967 zu 
dem genannten Abkommen, 

c) Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
von New York vom 28. September 1954 über die Rechts¬ 
stellung der Staatenlosen, 

2. mittelbar auf 

andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einer 
unmittelbar erfassten Person im Sinne dieses Artikels ab¬ 
leiten, 

3. auf Drittstaatsangehörige 

Staatsangehörige eines anderen Staats, soweit sie nicht zu 
den unmittelbar oder mittelbar erfassten Personen gehören. 


Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
unmittelbar und mittelbar erfassten Personen, die sich gewöhn¬ 
lich im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhalten, stehen bei 
Anwendung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats dessen 
Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Ver¬ 
tragsstaats werden den Staatsangehörigen des anderen Ver¬ 
tragsstaats, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertrags¬ 
staaten gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzungen 
erbracht wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staats¬ 
angehörigen des ersten Vertragsstaats. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, nach 
denen die Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen, das Er¬ 
bringen von Leistungen oder die Zahlung von Geldleistungen 
vom gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertrags¬ 
staats abhängen, gelten nicht für die von diesem Abkommen un¬ 
mittelbar oder mittelbar erfassten Personen, die sich im Hoheits¬ 
gebiet des anderen Vertragsstaats aufhalten. 

Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen Hoheits¬ 
gebiet sie beschäftigt sind; dies gilt auch, wenn sich der Arbeit¬ 
geber im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats befindet. 


Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der in einem Vertragsstaat beschäftigt 
ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses von seinem 
Arbeitgeber, der im Entsendestaat gewöhnlich tätig ist, in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats entsandt, um dort eine 
im voraus zeitlich begrenzte Arbeit ausschließlich für diesen 


CTa-rra 3 

Cyö'eKTMBHa ccpepa 3acTocyBaHHn 

Un Yrofla noiiinpioeTbca: 

1 . 6e3nocepeflHbo Ha: 

a) rpoMaflflH koxuhoi i3 floroßipHMX flepxoB; 

b) ociö, AKi MaroTb CTaTyc öiweHpiB 3riflHo i3 CTarreio 1 
XeHeBCbKOi' KoHBeHpi'i Bifl 28 jiMnHA 1951 poxy npo 
npaBOBuü CTaTyc öiweHpiB Ta üpoTOKonoM flo pie'i 
KoHBeHpii Bifl 31 ciHHfl 1967 poxy; 

c) ociö öe3 rpoMaflnHCTBa BiflnoBiflHO flo CTarri 1 Hbto- 
1/lopKCbKOi KoHBeHpiT ßifl 28 BepecHfl 1954 poxy npo 
npaBOBMM CTaTyc ociö öe3 rpoMaflAHCTBa; 

2. onocepeflKOBaHO Ha: 

iHLunx ociö ctocobho npaB, «Ki noxofl^Tb flnn hmx Bifl ocoöm, 
Ha a Ky yrofla nomnpioeTbCfl öe3nocepeflHbO y po3yMiHHi piei' 
CTairi; 

3. Ha rpoiviaflflH iHLuoi' flep>xaBn, aklpo bohm He HanexoTb flo 
ociö, Ha akmx Yrofla noniMpioeTbCfl öe3nocepeflHbo hm 
onocepeflKOBaHO, 

- ak Ha rpoMaflAH TpeTix flepxoB. 

CTaTTfl 4 

npuHpun piBHOCTi npaB 

(1) Ocoön, Ha akhx öe3nocepeflHbo hm onocepeflKOBaHO 
noiunpKDeTbCfl cyö'eKTnBHa ccjrepa 3acTOcyBaHHA piei'YroflM, AKi 
3BMHanHO npo>xnBaK)Tb Ha TepnTopi'i OflHiei' 3 floroBipHnx 
flepx<aB, npn 3acTOcyBaHHi 3aK0H0flaBCTBa OflHiei' 3 floroBipHMx 
flep>xaB piBHi y cbo'i'x npaßax 3 rpoMaflAHaMn piei floroBipHoi 
flepxoBH. 

(2) flonoMora, nepeflöaneHa BiflnoBiflHO flo 3aKOHOflaBCTBa 
OflHiei' 3 floroßipHMx flepx<aB, HaflaeTbCA rpoMaflAHaM iHLuoi 
floroBipHo'i flepxoBH, AKi 3BnnaMH0 npo>KHBaioTb 3a Mex<aMn 
TepnTopin floroßipHMX flepx<aB, Ha thx caMMX yMOBax, upo i 
rpoMaflAHaM nepuioi floroBipHO'i flepxoBM, AKi TaM 3BHHanHO 
npo>KHBatOTb. 

CT3TTA 5 

ripnHpnn piBHOCTi npaB ipoflo TepnTopin 

OÖMe>KyfOHe 3aK0H0flaBCTB0 OflHiei' 3 floroßipHnx flepx<aB, 
3riflHO 3 AKMM BMHMKHeHHA npaBa Ha flOnOMOry, HaflaHHA 
flonoMorn aöo BnnnaTa rpoaiOBO'i flonoMorn 3anex<aTb Bifl 
3BHHanHoro npo>Kn bah ha HaTepHTopiTpieTfloroBipHOiflep^aBH, 
He noiiiMproeTbCA Ha ociö, flo akmx öe3nocepeflHbo aöo 
onocepeflKOBaHO 3acTOC0ByeTbCA pa Yropa, Ta AKi npo>KHBaiOTb 
Ha TepnTopi'i iHLuoi floroBipHOi flepxoBn. 

CT3TTA 6 

OÖOB'A3KOBe CTpaxyBaHHA npapiBHMKiB 

OÖOB'A3KOBe CTpaxyBaHHA npapiBHMKiB 3fliMCHK>eTbCA 
BiflnoBiflHO flo 3aKOHOflaBCTBa Tief floroBipHO'i flepxcaBM, Ha 
TepMTOpii fl KO I BOHM 3fliMCHKDKDTb TpyflOBy flifl/lbHiCTb; pe 
BiflHOCMTbCA T3K0>K flO TMX BMnaflKiB, KOJ1M pOÖOTOflaBepb 
3HaXOflMTbCA Ha TepHTOpii' iHLUOi florOBipHO'i flepXOBM. 

CT3TTA 7 

OÖOB'A3KOBe CTpaxyBaHHA npn BiflpAfl>KeHHi 

HkLPO npapiBHMK, AKMM 3fliMCHKDC CBOlO TpyflOBy flifl/lbHiCTb B 
oflHifi i3 floroßipHMx flepxoB, Biflpflfl>KaeTbCfl y paMKax pnx 
TpyflOBMX BiflHOCMH CBOi'M pOÖOTOflaBpeM, AKMM 3BHHaMH0 
3fliMCHIOe CBOtO fliATIbHiCTb y florOßipHin flepXOßi, LflO 
BiflpAflÄae, Ha TepnTopiio iHLuoi' floroBipHoi' flepwaßn fl/ifl 
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Arbeitgeber auszuführen, so gelten in Bezug auf diese Beschäf¬ 
tigung während der ersten 24 Kalendermonate allein die Rechts¬ 
vorschriften des ersten Vertragsstaats über die Versicherungs¬ 
pflicht so weiter, als wäre er noch in dessen Hoheitsgebiet 
beschäftigt. Der Zeitraum von 24 Kalendermonaten beginnt mit 
dem ersten Tag des Kalendermonats, in dem der Arbeitnehmer 
die Beschäftigung im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
aufnimmt. 


Artikel 8 

Versicherungspflicht von Seeleuten 

(1) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge eines der 
beiden Vertragsstaaten führt, beschäftigten Seeleute gelten die 
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats über die Versicherunqs- 
pflicht. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der sich gewöhnlich im Hoheits¬ 
gebiet eines Vertragsstaats aufhält, vorübergehend auf einem 
Seeschiff, das die Flagge des anderen Vertragsstaats führt, von 
einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
des ersten Vertragsstaats hat und nicht Eigentümer des Schiffs 
ist, so gelten in Bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts¬ 
vorschriften des ersten Vertragsstaats, als wäre er in dessen 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 


Artikel 9 

Versicherungspflicht anderer Personen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Versiche¬ 
rungspflicht gelten entsprechend für andere Personen, auf die 
sich die vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
erfassten Rechtsvorschriften beziehen. 

Artikel 10 

Versicherungspflicht von 
Beschäftigten bei diplomatischen Missionen 
oder konsularischen Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Anwendung des 
Wiener Übereinkommens vom 18. April 1961 über diplomatische 
Beziehungen oder des Wiener Übereinkommens vom 24. April 
1963 über konsularische Beziehungen. 

(2) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von die¬ 
sem oder einem Mitglied oder einem Bediensteten einer diplo¬ 
matischen Mission oder einer konsularischen Vertretung dieses 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
beschäftigt, so gelten für die Dauer der Beschäftigung in Bezug 
auf die Versicherungspflicht die Rechtsvorschriften des ersten 
Vertragsstaats so, als wäre er dort beschäftigt. 

(3) Hat sich ein in Absatz 2 genannter Arbeitnehmer vor Be¬ 
ginn der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungsstaat 
aufgehalten, so kann er binnen sechs Monaten nach Beginn der 
Beschäftigung in Bezug auf die Versicherungspflicht die Anwen¬ 
dung der Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaats wählen. 
Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die gewähl¬ 
ten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der Erklärung an. 

(4) Beschäftigt die diplomatische Mission oder die konsulari¬ 
sche Vertretung eines der Vertragsstaaten Personen, für die die 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats gelten, so hat die 
diplomatische Mission oder die konsularische Vertretung die Ver¬ 
pflichtungen, die dem örtlichen Arbeitgeber nach den genannten 
Rechtsvorschriften obliegen, einzuhalten. 


BnKOHaHHfl tsm 3a3flaneriflb oöMe>xeHnx y naci poöiT bukjiiohho 
Ha KopncTb pboro poöOTOpaBpa, to npoTnroM nepinnx 
24 xaneHflapHHX Micapiß po noro TpypoBO'i piRnbHOCTi 
npopoB>xye 3acTOCOByBaTncn Tinbxn 3aK0H0AaBCTB0 laoao 
o6oB'H3KOBoro CTpaxyBaHH« nepLuo'ifloroBipHoiflepxoBH, Tax 
HiÖH BiH Lpe 3aÜMaCTbCfl CBOCK3 TpypOBOKD piRTlbHiCTIO Ha CBOi'Ü 
flep>xaBHin TepnTopii'. IlepioA y 24 xaneHpapHnx Micnpi 
noHHHaeTbcn 3 nepmoro pH« T0r0 xaneHpapHoro Micaps, b 
HXOMy npapiBHHX nonnHae cbok3 TpyAOBy pmnbHiCTb Ha 
TepnTopii' i H LU Ol" florOBipHOI flepXOBH. 

Ctsttsi 8 

06oB'H3XOBe CTpaxyBaHHa MOpaxiB 

(1) flo MOpnxiB, flxi npapiOKXTb Ha ÖOpTy MOpCbXHX CyASH, axi 
xoA^Tb niA npanopoM OAHiei' 3 floroBipHnx flep>xaB, 
noi±ii/ipK)eTbCfl 3axoHOAaBCTBO npo 0Ö0B'a3X0Be CTpaxyBaHHB 
pie'i floroBipHO'i flepxoßn. 

(2) Rxipo npapiBHMx, axun 3BHHaÜHO npo>xnBae Ha TepnTopii' 
OAHiei' i3 floroBipHnx flep>xaB, thmh3CObo 3pincHK>e cboio 
T pyAOBy pis/ibHiCTb Ha MopcbxoMy cyAHi, srxe nnaßae niA 
npanopoM iHLUo'i floroBipHO'i flep>xaBH, i npaproe Ha xopncTb 
poöoTopaBpfi, nxnn Mae cbob Micpe3Haxop>xeHHfl Ha TepnTopii' 
nepinoi' floroBipHO'i flep>xaBU Ta He e B/iacHMXOM cyAHa, to 
3acTOCOByeTbca 3axoHOAaBCTBO npo oöoB'a3xoBe CTpaxyBaHHn 
nepiiioi' floroBipHO'i flep>xaßn, Tax Hiön BiH 3pincHK)e TpyAOBy 
piRTlbHiCTb Ha i'f TepnTopii'. 

Ctbttb 9 

06oB'B3XOBe CTpaxyBaHHB iHianx oci6 

l1ono>xeHHH pie'i Yropn npo oöoB'fl3xoBe CTpaxyBaHH^ 
noLiinproxiTbcn BipnoßipHO Ha iHLunx ociö, po nxnx 
3acTOCOByeTbcsr 3axoHopaBCTBO, Lpo Hane>xHTb po oö'exTnBHO'i 
ctjDepn 3acTOcyBaHHH pie'i Yropn. 

CTaTTB 10 

06oB'B3KOBe CTpaxyBaHHn ociö, 
flxi npaproroTb y pnn/ioMaTMHHnx npepcTaBHnpTBax 
aöo xoHcy/ibCbxnx ycTaHOBax 

(1) fln Yropa He BnnnBae Ha 3acTOcyBaHH« BipeHCbxo'i 
xoHBeHpii npo pnnnoMaTnHHi 3hochhu Bip 18 XBrrnn 1961 poxy, 
aöo BipeHCbxo'i xoHBeHpii' npo xoHcy/ibCbxi 3HOcnHn Bip 
24 XBiTHH 1963 poxy. 

(2) Rxipo rpoMapaHHH opHiei 3 floroBipHnx flep>xaB öyB 
npnnHHTnn Ha cny>xöy pieio floroßipHOio flep>xaBOto aöo 
HneHOM nn nocapoBora ocoöora pnnjiOMaTHHHOro 
npepcTaBHnpTBa nn xoHcy/ibCbxo'i ycTaHOBn pie'i floroBipHO'i 
flep>xaBH Ha TepnTopii iHLiio'i floroBipHO'i flep>xaBn, to Ha nepiop 
noro TpypoBO'i pisrnbHOCTi Ha Hboro noiiinptOBaTHMeTbCfl 
3axoHopaBCTBO npo oöoB'B3xoBe CTpaxyBaHHn nepino'i 
floroBipHO'i flep>xaBn, Tax Hiön BiH npapioBaB TaM. 

(3) Rxipo npapiBHnx, 3a3HaneHnn y nyHXTi 2 pie'i CTarri, po 
nonaTxy CBoe'i TpypoBO'i piruibHOCTi 3BnnanHO npo>xnBaB y 
floroBipmn flep>xaBi, pe BiH npapxse, to BiH Mae npaBO 
npoTATOM mecTn MicnpiB nicrifl nonaTxy CBoe'i TpypoBO'i 
piflJlbHOCTi BHÖpaTH 3aX0H0paBCTB0 npO 0Ö0B'H3X0Be 
CTpaxyBaHHfl Tie'i floroBipHO'i flep>xaBu, pe BiH npaproe. lipo pen 
Bnöip BiH Mae 3aaBHTH CBoeMy poöOTOpaBpra. OöpaHe 
3axoHopaBCTBO 3acTOCOByeTbca 3 aha 3a^Bn npo Bnöip. 

(4) Rxipo b pnnnoMaTnHHOMy npepcTaBHnpTBi nn 
xoHcynbCbxin ycTaHOBi npaproxrrb ocoön opHie'i 3 floroBipHnx 
flep>xaB, Ha flxnx noinnpKteTbCH 3axoHopaBCTBO iHiiio'i 
floroBipHO'i flep>xaßn, to pnnnoMaTHHHe npepcTaBHnpTBO i 
xoHcynbCbxa ycTaHOBa Maxrrb poTpnMyBaTncfl 30Ö0B'fl3aHb, nxi 
Mae BnxoHyBa™ MicpeBnn poöoTopaBepb 3ripHO i3 3a3HaneHnM 
3aXOHOpaBCTBOM. 
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Artikel 11 

Ausnahmen von den 

Bestimmungen über die Versicherungspflicht 

Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeit¬ 
gebers oder auf Antrag einer anderen Person im Sinne von 
Artikel 9 dieses Abkommens können die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten oder die von ihnen bezeichneten Stellen im 
gegenseitigen Einvernehmen von den Bestimmungen dieses 
Abkommens über die Versicherungspflicht abweichen unter der 
Voraussetzung, dass die betreffende Person den Rechtsvor¬ 
schriften eines der Vertragsstaaten unterstellt bleibt oder unter¬ 
stellt wird. Hierbei sind die Art und die Umstände der Beschäfti¬ 
gung zu berücksichtigen. Der Antrag ist in dem Vertragsstaat zu 
stellen, dessen Rechtsvorschriften gelten sollen. 

Teil II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Versicherung gegen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Artikel 12 

Berücksichtigung von Arbeitsunfällen 
(Berufskrankheiten) 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, 
dass bei der Bemessung des Grads der Minderung der Erwerbs¬ 
fähigkeit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs infolge 
eines Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) im Sinne dieser Rechtsvor¬ 
schriften andere Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) zu berück¬ 
sichtigen sind, so gilt dies auch für die unter die Rechtsvorschrif¬ 
ten des anderen Vertragsstaats fallenden Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten), als ob sie unter die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats gefallen wären. Den zu berücksichtigenden 
Arbeitsunfällen stehen solche gleich, die nach anderen Vorschrif¬ 
ten als Unfälle oder andere Entschädigungsfälle zu berücksich¬ 
tigen sind. 


(2) Der zur Entschädigung des eingetretenen Versicherungs¬ 
falls zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der 
durch den Arbeitsunfall (Berufskrankheit) eingetretenen Minde¬ 
rung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 


Artikel 13 

Berücksichtigung von 

gesundheitsgefährdenden Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrankheit 
berücksichtigt der zuständige Träger eines Vertragsstaats auch 
Beschäftigungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats ausgeübt wurden und ihrer Art nach ge¬ 
eignet waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheitsge¬ 
fährdende Beschäftigung). Besteht nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaats Anspruch auf Rente, so hat der zuständige 
Träger nur den Teil zu erbringen, der dem Verhältnis der Dauer 
der gesundheitsgefährdenden Beschäftigung bei Anwendung 
der Rechtsvorschriften des eigenen Vertragsstaats zur Dauer der 
gesundheitsgefährdenden Beschäftigung bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten entspricht. 


(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung des Leistungs¬ 
anspruchs aufgrund einer Verschlimmerung der Berufskrankheit. 


CTa-rra 11 

Bhhbtkh 3 

nojioxteHb moflo oöoB'a3KOBoro CTpaxyBam-m 

3a noAam-iflM cni/ibHoi' 3aaßn npapiBHHKa ra noro 
poöoTOflaBpa aöo 3a noflaHHaM imuoT ocoön BiflnoBiflHO flo 
CTarri 9 pieWrofln KOMneTeHTHi opraHu floroßipHnx flepxoß aöo 
BH3HaneHi hhmh ycTaHOBn MO>KyTb 3a B3aeMHOio 3rofl0io 
BiflxnnaTnca Bifl nono>KeHb pie'i Yrofln npo 0Ö0B'a3K0Be 
CTpaxyBaHHH 3a yMOBn, ipo ocoöa, aKO'i pe CTOcyeTbca, 
3ajiuLuaeTbCfl niflnopflflKOBaHOK) hu öyfle niflnopaflKOBaHa 
3aKOHOflaBCTBy OflHiei' i3 floroßipHnx flepwaB. npn pbOMy 
Hane>KHTb BpaxoByBa™ Bnfl Ta oöCTaBHHn TpyflOBo'i fliaabHOCTi. 
3aaßa nopaeTbca y Tin floroBipmn flepxoßi, 3aKOHOflaBCTBO 
flKO'i Mae 6y™ 3acTOCOBaHMM. 

HacTi/iHa II 

Ocoß/iHBi no/io>KeHHa 

P03fli/1 1 

CTpaxyBaHH» Bifl HeipacHnx 
BnnaflKiB i npocpecin h n x 3axBopK)BaHb 

CTaTTB 12 

BpaxyBaHHH HeipacHnx BnnaflKiB Ha BnpoÖHMpTBi 
(npocpeciÜHnx 3axBopioBaHb) 

(1) RKLflO 3aKOHOflaBCTBO OflHiei' i3 florOßipHHX flepx<aB 
nepeflöanae, ipo npn Bn3HaHeHHi CTyneHa 3Hn>xeHHa 
npape3flaTHOCTi aöo BCTaHOBaeHHi npaßa Ha flonoMory 
BHacniflOK HeiflacHoro BnnaflKy Ha BnpoÖHnpTBi (npocJrecinHoro 
3axBoptOBaHH>i) y po3yMiHHi flboro 3aKOHOflaBCTBa cnifl 
BpaxoByBa™ iHLui HerpacHi BnnaflKn Ha BnpoÖHnpTBi 
(npotpecinHi 3axBopiOBaHHn), to BOHn noinnpioiOTbca TaKO>K Ha 
HeipacHi BnnaflKn Ha BnpoÖHnpTBi (npocfiecinHi 3axBopiOBaHHa), 
axi niflnaflaiOTb nifl fliio 3aK0H0flaBCTBa iHLuoi floroBipHoi 
flepx<aBn, Tax Hiön BOHn niflnaflaiOTb nifl fliio 3aKOHOflaBCTBa 
nepiuoT floroBipHoi flepxoBn. flo HemacHnx BnnaflKiB Ha 
BnpoÖHnpTBi, axi BpaxoßyiOTbca, npnpiBHioioTbca Taxi, axi 
MaiOTb öym BpaxoBaHnMn BiflnoBiflHO flo iHiiinx npaBOBnx hopm 
ax HeipacHi BnnaflKn aöo irniii BnnaflKn, Lpo niflaaraiOTb 
BiflLUKOflyBaHHIO. 

(2) KoMneTeHTHa BnKOHaBna iHCTnTypia, axa Biflnoßiflae 3a 
BiflLUKOflyBaHHa uiKOfln y pa3i HacTaHHa CTpaxoBoro Bnnaflxy, 
BCTaHOB/iioe oöcar CBoeV flonoMorn BiflnoBiflHO flo CTyneHa 
3Hn>xeHHa npape3flaTHOCTi BHacniflOK HeiflacHoro Bnnaflxy Ha 
BnpoÖHnpTBi (npocjjecinHoro 3axBopioBaHHa), axnn BOHa Mae 
BpaxoByBa™ BiflnoBiflHO flo anHHOro flna Hei' 3aKOHOflaBCTBa. 

CTaTTa 13 

YpaxyBaHHa He6e3ne*HHOi' 
fl/ia 3flopoß'a TpyflOBo'i fliaabHOCTi 

(1) llpn BH3HaaeHHi npaßa Ha flonoMory BHacniflOx 
npocfiecinHoro 3axBopioBaHHa KOMneTeHTHa BnKOHaBna 
iHCTnTypia OflHiei floroBipHOi'flepxxaBH BpaxoBye Taxo>x TpyflOBy 
fliaabHiCTb, axa BnKOHyBaaacb npn 3acTOcyBaHHi 
3aKOHOflaBCTBa iHLuoi' floroBipHoi' flepx<aBn Ta 3a cbo'i'm 
xapaKTepoM öyaa 3flaTHOio cnpnHHHHTn pe 3axBopiOBaHHa 
(Heöe3neHHa flna 3flopoB'a TpyflOBa fliaabHiCTb). Rklpo 3riflHO i3 
3aKOHOflaBCTBOM OflHiei' i3 floroBipHHx flepx<aB icHye npaBO Ha 
OTpnMaHHa neHCii, to KoMneTeHTHa BnKOHaBna iHCTnTypia Mae 
cnaaTnTn Tinbxn Ty aacTHHy, Lpo Biflnoßiflae cniBBiflHOweHHio 
TpnßaaocTi Heöe3neHHOi'flaa 3flopoB'a TpyflOBo'ifliaabHOCTi npn 
3acTOcyBaHHi 3aKOHOflaBCTBa CBoe'i floroBipHoi flepx<aBn flo 
TpnßaaocTi Heöe3neHHOi'flaa 3flopoB'a TpyflOBo'i fliaabHOCTi npn 
3acTOcyßaHHi 3aKOHOflaBCTBa oöox floroßipHnx flepxoB. 

(2) riyHKT 1 pie'i CTarri 3acTOCOByeTbca Taxo>x y Bnnaflxy 
HOBOro BH3HaneHHa npaßa Ha flonoMory y pa3i 3arocTpeHHa 
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Beruht diese auf einer erneuten gesundheitsgefährdenden Be¬ 
schäftigung, besteht Anspruch auf Rente für die Verschlimme¬ 
rung nur nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, unter 
dessen Rechtsvorschriften diese Beschäftigung ausgeübt wurde. 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hinter¬ 
bliebene. 

Kapitel 2 

Rentenversicherung 
Artikel 14 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden auch die Versicherungszeiten berück¬ 
sichtigt, die für einen Leistungsanspruch nach den Rechtsvor¬ 
schriften des anderen Vertragsstaats anrechenbar sind und nicht 
auf dieselbe Zeit entfallen. Das Ausmaß der zu berücksichtigen¬ 
den Versicherungszeiten richtet sich nach den Rechtsvorschrif¬ 
ten des Vertragsstaats, nach denen sie zurückgelegt worden 
sind. 

(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche¬ 
rungszeiten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versiche¬ 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags¬ 
staats berücksichtigt. 

(3) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen¬ 
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 15 

Besonderheiten für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechtsvor¬ 
schriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver¬ 
sicherungszeiten gilt entsprechend für Leistungen, deren Erbrin¬ 
gung im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Nach den ukrainischen Rechtsvorschriften zurückgelegte 
Versicherungszeiten werden in der knappschaftlichen Rentenver¬ 
sicherung berücksichtigt, wenn sie in bergbaulichen Betrieben 
unter Tage zurückgelegt worden sind. Ist nach den deutschen 
Rechtsvorschriften Voraussetzung für den Anspruch, dass stän¬ 
dige Arbeiten unter Tage oder diesen gleichgestellte Arbeiten 
verrichtet worden sind, so berücksichtigt der deutsche Träger die 
nach den ukrainischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versi¬ 
cherungszeiten, während derer gleichartige Tätigkeiten verrichtet 
worden sind. 

(4) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, dass bestimmte Versicherungszeiten 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden sind, 
und sehen die Rechtsvorschriften ferner vor, dass sich dieser 
Zeitraum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungszeiten 
verlängert, so werden für die Verlängerung auch Versicherungs¬ 
zeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats 
oder vergleichbare Tatbestände im anderen Vertragsstaat be¬ 
rücksichtigt. Vergleichbare Tatbestände sind Zeiten, in denen 
Invaliditäts- oder Altersrenten oder Leistungen wegen Krankheit, 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme von Renten) 
nach den Rechtsvorschriften der Ukraine gezahlt wurden und 
Zeiten der Kindererziehung in der Ukraine. 

(5) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten zu berücksichtigenden Versicherungs¬ 
zeiten werden nur im tatsächlichen zeitlichen Ausmaß berück¬ 
sichtigt. 


npocJ)ecmHoro 3axßopx)BaHHH. y Bunapxy, axipo Taxe 
3arOCTpeHHH BHXJlHXaHO nOHOBJieHHHM BHXOHaHHH TpyflOBO'f 
fliRnbHOCTi b Heöe3neHHnx yMOBax, to npaBO Ha neHcira 
BHacniflOK 3arocTpeHHH BHHHxae nnwe BiflnoBiflHO flo 
3aKOHOflaBCTBa Tief floroBipHo'f flep>xaBH, npn 3acTOcyBaHHi 
3aKOHOflaBCTBa fiKoi 3flincHiOBanacb pa TpypoBa AianbHicTb. 

(3) riyHKTM 1 Ta 2 piei' CTarn noiiinpioiOTbCH Taxo>x Ha 
flonoMory y pa3i BTpa™ roAyBanbHHxa. 

Po3fli/i 2 

rieHciMHe CTpaxyBaHHü 

CTarra 14 
niflcyMOByBaHHH 

CTpaxoBoro CTa>xy Ta oÖHMC/ieHHH neHcm 

(1) flna BW3HaHeHHn npaBa Ha ponoMory BipnoBiflHO po 
3acTOCOByBaHoro 3axoHOAaBCTBa BpaxoByeTbca Taxo>x 
CTpaxoBMÜ CTa>K, axuüi MOÄHa 3apaxyBa™ pna OTpuMaHHa 
npaBa Ha ponoMory 3riflHO i3 3aK0H0flaBCTB0M iHLuoi 
floroBipHoi flepx<aBH, i He 3öiraeTbca 3 hhm y naci. TpHBaniCTb 
BpaxoByBaHoro CTpaxoBoro CTa>xy BH3HaHaeTbca 
3aKOHOflaBCTBOM Tief flOTOBipHOi' flepXOBH, 3a HXHM BiH 6yB 
HaöyTHH. 

(2) Rxipo yMOBOio BHHHKHeHHH npaBa Ha flonoMory e HaöyTTa 
neBHOro CTpaxoBoro CTa>xy, to BpaxoßycTbca Ti/ibxn 
aHa/ioriHHMÜ CTpaxoBHÜ CTa>x, HaöyTHH nifl nac noLunpeHHa flii 
3aKOHOflaBCTBa iHLUOi flOTOBipHOi' flepXOBH. 

(3) OÖHHCJieHHH neHCi'l 3AiHCHKDGTbCa 3riflHO i3 
3aKOHOflaBCTBOM, LpO 3aCTOCOByCTbCH, BiAnOßiAHO'i flOTOBipHOi 
flepx<aBn, axipo pieio YroAOio He nepepöaHeHO iHiue. 

CTaTTfl 15 

OcOÖJIHBOCTi Ana HiMepbKOl BMKOHaBHOI iHCTMTypn 

(1) Ochoboio pna BH3HaneHHa iHAHßiAyanbHHx xoecjripicHTiB 
BHnnaT e xoecfnpiCHTH, axi BHnriHBaiOTb 3 HiMepbxoro 
3aKOHOABBCTBa. 

(2) riono>KeHHa npo niAcyMOByBaHHa CTpaxoBoro CTa>xy 
noiiiHpioeTbca BiAnoßiAHO Ha BHnnaTH, 3AiHCHeHHa axnx 
BiAAaeTbCn Ha p03CyA BHXOHaBHOI iHCTHTypi'i. 

(3) CTpaxoBHÜ ct3>k, HaöyTHH niA nac nouiHpeHHa a' 1 
yxpaiHCbKoro 3aKOHOAaBCTBa, BpaxoByeTbca y ripHHHOMy 
neHCiÜHOMy CTpaxyBaHHi, axipo BiH 6yß HaöyTHH Ha ripHHHHX 
niAnpneMCTBax Ha niA3eMHHx poöoTax. Rxipo 3a HiMepbXHM 
3aKOHOAaBCTBOM nepeAyMOBOio bhhhkh6hhh npaBa cnyx<HTb 
BHK0H3HHa nOCTiHHHX niA3eMHHX pOÖiT aöo pißH03HaHHHX IM 
pOÖiT, TO HiMepbKa BHKOHaBHa iHCTHTypia BpaXOBye CTpaXOBHH 
CT3>K, HaöyTHH niA Hac BHKOHaHHa npapißHHXOM piBH03HaHHHX 
poöiT, Konn Ha Hboro noLünpiOBanoca yxpai'HCbxe 
3aKOHOAaBCTBO. 

(4) RxipO HiMepbKe 3aKOHOAaBCTBO OÖyMOBJllOe BHHHKHeHHa 
npaBa Ha ponoMory HanBHiCTio neBHOro CTpaxoBoro CTa>xy nip 
nac neBHoro nepioAy i, axipo p,an\ 33K0H0AaBCTB0 nepepöaHae, 
ipo pen nepioA npopoB^xyeTbca nepe3 neBHi cfiaxTH Ta 
oöcTaBHHH aöo CTpaxoBHÜ ct3>k, to pna npOAOB>KeHHa 
BpaxoByiOTbca Taxo>x CTpaxoBHÜ CTaxp HaöyTHH 3riAHO i3 
3aKOHOAaBCTBOM iHLilOl flOTOBipHOi flepXOBH aÖO nOpiBHIOBaHi 
cjraxTH Ta oöct3bhhh b iHLuin floroBipHin flep>xaBi. 
nopiBHKDBaHHMH cJjaXTaMH Ta 0ÖCTaBHH3MH BBaXOIOTbCH 
nepioAH, niA nac axnx BiAnoßiAHO p,o 3aKOHOAaBCTBa yxpäi'HH 
BHnnaHyßanHca neHCif no iHBaniAHOCTi aöo 3a BixoM, hh 
3AiHCHWBanHca BHnna™ BHacniAOx 3axB0prc>BaHHa, öe3poöiTTa 
aöo HeLpacHoro BHnaAxy Ha BnpoÖHHpTBi (3a bhhhtxom neHCin), 
Ta nepioAH AornaAy 3a AiTbMH b yxpämi. 

(5) CTpaxoBi nepioAH, ipo öepyTbca ao yBarn Ha nipcTaBi 
nono>xeHHa lpoao niAcyMOByBaHHa CTpaxoBoro CTa>xy, 
BpaxoByxDTbca nniiie 3a i'xHbora cjraxTHHHoio TpuBanicTK). 
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(6) Soweit in der Alterssicherung der Landwirte die Gewäh¬ 
rung bestimmter Leistungen davon abhängt, dass Versiche¬ 
rungszeiten im Sondersystem für Landwirte zurückgelegt worden 
sind, werden für die Gewährung dieser Leistungen die nach 
ukrainischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungs¬ 
zeiten nur dann berücksichtigt, wenn sie während einer Tätigkeit 
als selbstständiger Landwirt zurückgelegt worden sind. 

Artikel 16 

Besonderheiten für den ukrainischen Träger 

(1) Grundlage für die Berechnung der Rente sind die Entgelt¬ 
punkte der Versicherungszeiten und des Arbeitsentgeltes, die 
sich nach den ukrainischen Rechtvorschriften ergeben. 

(2) Nach den deutschen Rechtsvorschriften zurückgelegte 
Versicherungszeiten werden bei der Feststellung einer Rente für 
Bergleute berücksichtigt, wenn sie in bergbaulichen Betrieben 
unter Tage zurückgelegt worden sind. Ist nach den ukrainischen 
Rechtsvorschriften Voraussetzung für den Anspruch, dass eine 
Person den gesamten Arbeitstag unter Tage beschäftigt war, so 
berücksichtigt der ukrainische Träger die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten, wäh¬ 
rend derer ständige Arbeiten unter Tage oder diesen gleichge¬ 
stellte Arbeiten verrichtet worden sind. 

(3) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten zu berücksichtigenden Versicherungs¬ 
zeiten werden nur im tatsächlichen zeitlichen Ausmaß berück¬ 
sichtigt. 

Teil III 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 
Amtshilfe 

Artikel 17 

Amtshilfe und ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver¬ 
tragsstaaten leisten einander bei Durchführung der vom sach¬ 
lichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfassten Rechts¬ 
vorschriften und dieses Abkommens gegenseitige Hilfe, als 
wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvorschriften an. Die 
Hilfe ist kostenlos. An dritte Stellen geleistete Zahlungen mit 
Ausnahme der Kosten für Kommunikation werden jedoch er¬ 
stattet. 

(2) Die Amtshilfe umfasst auch ärztliche Untersuchungen. Die 
Kosten für die Untersuchungen, die Reisekosten, der Verdienst¬ 
ausfall, die Kosten für Unterbringung zu Beobachtungszwecken 
und sonstige an dritte Stellen geleistete Zahlungen mit Ausnah¬ 
me der Kosten für Kommunikation sind von der ersuchenden 
Stelle zu erstatten. Die Kosten werden nicht erstattet, wenn 
die ärztliche Untersuchung im Interesse der zuständigen Träger 
beider Vertragsstaaten liegt. 

Artikel 18 
Forderungen im 

Insolvenz- und Vergleichsverfahren 

Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet eines Vertrags¬ 
staats aus Beitragsrückständen haben bei der Zwangsvollstre¬ 
ckung sowie im Insolvenz- und Vergleichsverfahren im Hoheits¬ 
gebiet des anderen Vertragsstaats die gleichen Vorrechte wie 
entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet dieses Vertrags¬ 
staats. 


(6) OcKinbKM Haflam-ifl neBHO'i flonoMorn b paMKax 
3a6e3neHem-ifl 3a BiKOM cfcepMepiB 3ane>KHTb Bifl Haöyrra 
CTpaxoBoro CTa>xy y cnepianbHiü CHCTeMi fl/irr cjrepMepiB, 
CTpaxoBi/in CTa>K, HaöyTun 3riflH0 i3 3aKOHOflaBCTBOM YxpaiHH 
fljin HaflaHHfl pie'i flonoMorn, BpaxoByeTbca TinbXH y TOMy pa3i, 
akluo BiH 6yß HaöyTnn nifl nac flmribHOCTi «x caMOCTiHHHM 
tjtepMep. 

CTarra 16 

Ocoö/iMBOCTi flnn yxpamcbKoi BMKOHaBHoi" mcTUTypii' 

(1) Ochobok) Ans oöHMcneHHB neHci'i e xoecjtipieHTH CTa>xy 
Ta 3apoöiTHoV nna™, axi BHnriHBaioTb i3 yxpämcbxoro 
3aKOHOflaBCTBa. 

(2) CTpaxoBnn ct3>k, HaöyTMM niA nac noLiinpeHH« A" 
HiMepbKoro 3aKOHOAaBCTBa, BpaxoByeTbca npn npn3HaneHHi 
neHcii' LiiaxTapsiM, hxlao BiH 6yB HaöyTnn Ha niA3eMHnx poöoTax 
Ha ripHnHMX niAnprieMCTBax. Rklao 3riAH0 3 yxpälHCbXHM 
3aKOHOAaBCTBOM nepeAyMOBOio BHHHXHeHHB npaßa e 
3aÜHflTiCTb Ha niA3eMHHX poöoTax noBHHH poöOHMM Aenb, to 
yxpai’HCbxa BHKOHaBHa iHCTHTypin BpaxoBye CTpaxoBHÜ CTa>x, 
HaöyTMÜ niA nac noLunpeHHa Ha npapiBHnxa pjii HiMepbxoro 
3aKOHOAaBCTBa, b nepioA bxoto 3AincHK)Bajinca nocTiÜHi 

niA3eMHi pOÖOTH Ta pOÖOTH, npnpiBHHHi AO HHX. 

(3) CTpaxoßi nepiOAM, lao öepyTbca ao yßarn Ha niACTaBi 
nono>KeHHH luoao niAcyMOByBaHHH CTpaxoBoro CTa>xy, 
BpaXOBytOTbCH JlHLUe 3a IXHbOK) CjDaKTMHHOtO TpnBaniCTIO. 


HacTi/ma III 

Pi3Hi nojio>KeHHa 

Po3flin 1 

Aam i h iCTpa tubh a flonoMora 
CTarra 17 

AAMiHicTpaTMBHa flonoMora, MeflHHHi oöcTexreHHS 

(1) BHKOHaBHi iHCTMTypii, OÖ'CAHaHHfl BHKOHaBHHX iHCTHTygiM 
Ta opraHH floroBipHHx flepx<aB HaAatOTb oahb oahIh B3aeMHy 
AonoMory niA nac peanisapii piei' Ytoah Ta 3aK0H0AaBCTBa, axe 
Hane>KHTb ao oö'gxthbhoi ccjtepn 3acT0cyBaHHs piei Ytoah, Tax 

HiÖM BOHH 3aCTOCOByK)Tb HHHHe A™ HHX 3aXOHOAaBCTBO. Ljfl 
AonoMora e 6e3X0LUT0BH0K). ripoTe BiALUxoAOByroTbCH nnaTexd 
TpeTin ycTaHOBi, 3a bhhhtkom BHTpaT Ha xoMyHixapiK). 

(2) AAMiHicTpaTHBHa AonoMora oxonnioe Taxo>x MeAHHHi 
oöcTe>xeHHB. BnTpa™ Ha oöcTe>xeHHa, Aopo>KHi BHTpaTH, 
BTpaneHHH 3apo6iTOX, BHTpaTH Ha p03MilAOHHa 3 MeTOlO 
oöcTe>xeHHB, iHixii nnaTexd TpeTin ycTaHOBi, 3a bmhatkom BHTpaT 
Ha xoMyHixapiio, BiALuxoAOBye ycTaHOBa, Ha npoxaHHa axoi 
npoBOAHTbcsr oöcTe>xeHHH. BHTpaTH He xoMneHcyiOTbc« y pa3i, 
axmo y npoßeAeHHi MeAHHHOro 0ÖCTe>xeHHa 3ai4ixaB/ieHi 
XOMneTeHTHi BHXOHaBHi iHCTHTyAM OÖOX flOTOBipHHX flepXOB. 

CTarra 18 

BHMOrn npn 

npoBa/pKeHHi y cnpaBax npo öaHxpyTCTBO 

BHMOrH BHX0H3BHHX iHCTHTyAiH Ha flepXOBHiH TepHTOpii 
oAHie'i i3 floroBipHHx flep>xaB MaxjTb y pa3i HeAonnaT BHecxiB Ti 
caMi nepeBaxmi npaßa npn npMMycoBOMy BHXOHaBHOMy 
npoßaA>xeHHi, nopyweHHi cnpaBH npo öaHxpyTCTBO Ta npn 
cyAOBOMy npoB3A>KeHHi 3 MeTOß 3anoöiraHHn öaHxpyTCTBy Ha 
flep>KaBHiH TepHTOpii iHLUOTflorOBipHOf flep>XaBH, flX i BiAnOBiAHi 
npeTeH3ii', 3aaB/ieHi Ha flepx<aBHiH TepHTOpii Aie'i floroBipHOi 
flep>xaBH. 
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Artikel 19 

Besonderheiten beim 
Übergang von Regressansprüchen 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingetreten ist, 
nach dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf Er¬ 
satz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger 
des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts¬ 
vorschriften über; der andere Vertragsstaat erkennt diesen Über¬ 
gang an. 

(2) Hat der Träger eines Vertragsstaats nach dessen Rechts¬ 
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatz¬ 
anspruch, so erkennt der andere Vertragsstaat dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Leistun¬ 
gen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger des einen 
Vertragsstaats als auch einem Träger des anderen Vertragsstaats 
zu, so macht der Träger des einen Vertragsstaats auf Antrag des 
Trägers des anderen Vertragsstaats auch dessen Ersatzanspruch 
geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der beiden Träger mit 
befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen oder anderen 
Träger befriedigen. Zwischen den Trägern wird die gezahlte 
Summe im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leistungen 
aufgeteilt. 


(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den An¬ 
spruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung umfasst, 
geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Träger des ersten Ver¬ 
tragsstaats nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften über. 


Artikel 20 

Gebühren und Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor¬ 
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder Verwal¬ 
tungsgebühren einschließlich Konsulargebühren sowie die Er¬ 
stattung von Auslagen für Dokumente, die in Anwendung dieser 
Rechtsvorschriften vorzulegen sind, erstreckt sich auch auf die 
entsprechenden Dokumente, die in Anwendung dieses Abkom¬ 
mens oder der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkom¬ 
mens erfassten Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats 
vorzulegen sind. 

(2) Dokumente, die in Anwendung dieses Abkommens oder 
der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens er¬ 
fassten Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vorzulegen sind, 
bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen des anderen Ver¬ 
tragsstaats keiner Legalisation oder einer anderen ähnlichen 
Förmlichkeit. 

Artikel 21 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver¬ 
tragsstaaten können bei der Durchführung dieses Abkommens 
und der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
erfassten Rechtsvorschriften unmittelbar miteinander und mit 
den beteiligten Personen und deren Vertretern in ihren Amts¬ 
sprachen verkehren. Rechtsvorschriften über die Zuziehung von 
Dolmetschern bleiben unberührt. 

(2) Bescheide oder sonstige Schriftstücke können einer 
Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
aufhält, unmittelbar durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein 
zugestellt werden. Dies gilt auch für Bescheide und andere 
zustellungsbedürftige Schriftstücke, die bei der Durchführung 
des deutschen Gesetzes über die Versorgung der Opfer des 


CTarra 19 
OcoüanBOCTi npu 

nepexofli npaaa Ha BiflLUKOflyßaHHH 

(1) Rklho ocoöa, axa 3riflHO i3 3axoHOAaßCTBOM oflHiei' 3 
floroBipHnx flepwaB Mae OTpuMa™ flonoMory 3a lukoay, mo 
3anofli«Ha Ha TepnTopii' iHLuo'ifloroBipHOi flep>xaBM, Mae 3riflHO 
3 M 3aKOHOflaBCTBOM BMMOry LUOflO BiflLUKOflyBaHHfl LUKOfln flO 
TpeTbO'f OCOÖM, TO BMMOra LUOflO BiflLUKOflyBaHHfl nepeXOflMTb 
flo BMKOHaBHO'i iHCTnTyLui' nepLuoi floroBipHO'i flepxoßn 3riAHO 3 
nojioweHHflMn hmhhoto flna Hei' 3aKOHOflaBCTBa. iHLua floroBipHa 
flepx<aBa BH3Hae peü nepexiA- 

(2) Rklao BMKOHaBna iHCTi/rryL(ifl OAHie'f floroBipHO'f flepxoßn 
Mae BiAnoBiAHO ao Ti 3aK0H0AaBCTBa nepBMHHy BHMory laoao 
BiALUKOAyBaHHfl LUKOAM AO TpeTbO'i OCOÖM, TO L(e BM3Ha6TbCH 
iHLUOKD flOTOBipHOlO flepXOBOK). 

(3) RkLHO BMMOrM LAOAO BiALUKOAyBaHHfl CTOCOBHO 
aHanoriHHMX BMn/iaT, nxi BMnnMBaLOTb 3 oahoto i toto caMoro 
BMnaAKy 3anoAiflHO'i llikoam, HanexoTb hx ao BMKOHaBHO'i 
iHCTHTyAÜ OAHie'i floroBipHO'i flep>xaBn, Tax i ao BMKOHaBHO'i 
iHCTnTyAM APyroTfloroBipHoTflepxoBH, to BMKOHaBHa iHCTMTyAia 
OAHie'i florOBipHO'i flepXOBM 3a KJlOnOTaHHflM BMKOHaBHO'i 
iHCTMTyAii' iHLUoi floroBipHO'i flep>xaBM AOMaraeTbca 
3aAOBoneHHfl i Ti bmmo™ laoao BiALuxoAyBaHHfl. Tpe™ ocoöa 

MO>Ke 3aAOBOJlbHHTM bmmo™ OÖOX BMKOHaBHMX iHCTMTyAiÜ i3 
3Bi/IbH5LK)HOKD CM/IOKD LLU1HXOM 3AiMCHeHHfl BMn/iaTM Ha KOpMCTb 
OAHie'i HM iHLUOi BUKOHaBHOi' iHCTMTyAM. Mi>X BMK0H3BHMMM 
iHCTMTyAiflMM cnnaneHa cyMa po3noAinfleTbCs nponopAiMHO ao 
BMnnaT, HXi BOHM MaiOTb 3AiÜCHMTM. 

(4) y pa3i, HKLAO BMMOra LAOAO BiALUKOAyBaHHH LUKOAM OAHie'i 
ocoön BxnxjHae npaBO Ha xoMneHcagiKD BHecxiß Ha coAia/ibHe 
CTpaxyBaHHa, to i a^ BMMOra laoao xoMneHcaAii nepexoAMTb ao 
BMKOH aBHO! iHCTMTyAM nepLUO'i florOBipHO'i flep>KaBM BiAnOBiAHO 
AO HMHHoro atih He'i 3axoHOAaBCTBa. 

CTarra 20 

36opu Ta /ieraai3aAia 

(1) nepeAöaneHe 3axoHOAaBCTBOM OAHie'i floroBipHO'i 
flep>xaBM 3BmbHeHHH bIa noAaTxiß aöo 3MeHLueHHH noAaTxiß hm 
aAMiHiCTpaTMBHMX 3ÖOpiB, BKJILOHaLOHM KOHCyjlbCbKi 3ÖOpM, a 
Taxo>x noßepHeHHH BMTpaT Ha AOxyMeHTM, nxi noBMHHi öyTM 
noAaHi npu 3acTOcyBaHHi aboto 3axoHOAaBCTBa, nomnpfoeTbCH 
Taxo>x Ha BiAnoßiAHi A° K y MeH ™> nxi noAaiOTbCH npM 
3acTOcyßaHHi Aiei' Ytoam aöo npM 3acToeyBaHHi 3axoHOAaBCTBa 
iHLUo'ifloroBipHo'f flep>xaBM, axe niAnaAae niA oö'exTMBHy ctpepy 
3acTOcyBaH hh Aie'i Ytoam. 

(2) floxyMeHTM, lao HeoöxiAHo noASTM a™ 3acTOcyB3 Hhh Aie'i 
YroAM aöo 3axoHOAaBCTBa OAHie'i i3 floroßipHMx flep>xaB, nxe 
niAnaAae niA A'io oö'exTMBHO'i ccftepn 3acTOcyBaH hh Aie'i Ytoam, 
He noTpeöyioTb A-na noAaHHH ycTaHOBaM iHLUoi' floroBipHO'i 
flepx<aBM Hi nerajii3aAi'i, Hi iHLuo'i noAiöHoic|jopMa/ibHOCTi. 


CTarra 21 

BpyneHHB AoxyMeHTiB Ta mobm cni/ixyBaHHH 

(1) BMKOHaBHi iHCTMTyAM, OÖ'eAHaHHB BMKOHaBHMX iHCTMTyAiÜ, 
opraHM floroBipHMX flep>xaB npM peani3aAi'i Aie'i Ytoam Ta 
3axoHOAaBCTßa, axe niAnaAae niA oö'exTMBHy ccfiepy 
3acTOcyBaHHH Aiei' Ytoam, MO>xyTb cnmxyBaTMca öe3nocepeAHbo 
Mi>x coöokd, i3 3anyneHMMM ocoöaMM Ta'ixHiMM npeACTaBHMxaMM 
cboimm Aep>xaBHMMM MOBaMM. 3ax0H0AaBCTB0 laoao 3anyneHHH 
nepexnaAaniB 3anMLuaeTbcsi HeAOTopxaHMM. 

(2) riOBiAOMneHHH aöo iHLui AOxyMeHTM MO>xyTb öyTM BpyneHi 
ocoöi, flxa nepeöyBae Ha TepMTopi'i iHiuo'i floroßipHo'i flep>xaBM, 
öe3nocepeAHbO pexoMeHAOBaHMM timctom niA po3nMCxy. üe 
nOLUMpKjeTbCfl TaKO>K Ha nOBiAOMTieHHH Ta iHLui AOxyMeHTM, LAO 
noTpeöyroTb AOCTaBKM i BMAaBaTMMyTbca npM 3acTOcyBaHHi 
HiMeAbxoro 3axoHy npo 3aöe3neneHHH >xepTB BiÜHM Ta tmx 
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Krieges und derjenigen Gesetze, die dieses für entsprechend 
anwendbar erklären, erlassen werden. 

(3) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver¬ 
tragsstaaten dürfen Eingaben und Urkunden nicht zurückweisen, 
weil sie in der Amtssprache des anderen Vertragsstaats abge¬ 
fasst sind. 

Artikel 22 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif¬ 
ten eines Vertragsstaats bei einer Stelle im anderen Vertragsstaat 
gestellt worden, die für die Annahme des Antrags auf eine ent¬ 
sprechende Leistung nach den für sie geltenden Rechtsvorschrif¬ 
ten zugelassen ist, so gilt der Antrag als bei dem zuständigen 
Träger gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für Erklärun¬ 
gen, Auskünfte und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen, Auskünfte und Rechtsbehelfe 
sind von der Stelle des einen Vertragsstaats, bei der sie einge¬ 
reicht worden sind, unverzüglich an den zuständigen Träger des 
anderen Vertragsstaats weiterzuleiten. 

(3) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
des einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entspre¬ 
chende Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats, wenn der Antrag erkennen lässt, dass Versiche¬ 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags¬ 
staats zurückgelegt oder gesundheitsgefährdende Beschäftigun¬ 
gen im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ausgeübt 
wurden. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich be¬ 
antragt, dass die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaats erworbenen Ansprüche auf Renten 
bei Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 23 
Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens personenbezogene 
Daten übermittelt werden, gelten die nachfolgenden Bestimmun¬ 
gen unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden 
Rechtsvorschriften: 

1. Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Die empfangende Stelle darf sie nur für diese Zwe¬ 
cke verwenden. Eine Weiterübermittlung im Empfängerstaat 
an andere Stellen oder die Nutzung im Empfängerstaat für 
andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts des Empfänger¬ 
staats zulässig, wenn dies Zwecken der sozialen Sicherung 
einschließlich damit zusammenhängender gerichtlicher Ver¬ 
fahren dient. Dies verhindert jedoch nicht die Weiterübermitt¬ 
lung dieser Daten in Fällen, in denen hierzu nach den Ge¬ 
setzen und sonstigen Vorschriften des Empfängerstaates zur 
Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit eine Verpflichtung be¬ 
steht. 

2. Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei¬ 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn 
die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat, dass 
dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes 
verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen des Betrof¬ 
fenen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass unrichtige 
Daten oder Daten, die nach dem Recht des übermittelnden 
Vertragsstaats nicht übermittelt werden durften, übermittelt 


3aKOHiB, b axnx 3aaBneHo npo i'xHe BipnoBipHe 3acTC>cyBaHHa. 

(3) BnKOHaBHi iHCTMTypi'i, OÖ'CAHaHHfl BUKOHaBHMX iHCTMTypiM, 
opraHU floroßipHux flepx<aB He Bnpaßi BipMOBnaTM b po3rnapi 
3aaB aöo iHLUHx AOKyMemtB nepe3 Te, lao bohm cxnapem 
AepXOBHOlO MOBOIO iHLUO'i floroßipHO'i flep>xaBn. 

CTarra 22 

3piBHflHHfl 3a5iB y npaßax 

(1) 3aaßa Ha ponoMory, axa nopaeTbca BiAnoßiAHO po 
3aKOHOABBCTBa OAHie'i flOTOBipHO'i flepXOBH AO yCT3H0BH iHLUO'i 
floroBipHoi flepx<aBM, BH3HaHeHOi 3riAHO i3 hhhhum pna Hei 
3aKOHOABBCTBOM pna npi/IHHaTTa 3aaBM Ha BiAnOßiAHy 
AonoMory, BBa>xaeTbca nopaHOto ao KOMneTeHTHOi BuxoHaBnoi 
iHCTMTypii'. Lje noLunpioeTbCfl BiAnoßiAHO i Ha iHLui 3aaBH, 
pexnapapii, poßipxH aöo cxap™. 

(2) YcTaHOBa OAHie'i floroBipHO'i flepxoBw, ao axoi noAaHO 
3aaBn, pexnapapii', poBipxn aöo cxapra, 30Ö0B'a3aHa HeraÜHO 
nepeAaTH 'IX XOMneTeHTHiÜ BMKOHaBHiÜ iHCTMTypii iHLUO'i 
floroBipHo'i flepx<aBH. 

(3) Eypb-axa 3aaBa Ha AonoMory, noAaHa BiAnoßiAHO ao 
3aKOHOAaBCTBa OAHie'i floroBipHO'i flepx<aBn, BBax<aeTbca 
3aaBoio Ha BiAnOßiAHy AonoMory 3riAHO i3 3aKOHOAaBCTBOM 
iHLUO'i florOBipHO'i flepXOBH, aXLpO i3 3aaBH BHnni/iBae, LAO 
CTpaxoBMÜ CTax< öyB HaöyTMÜ BiAnoßiAHO ao 3aKOHOAaBCTBa 
iHLUO'i floroBipHO'i flepx<aBH, aöo TpyAOBa pianbHiCTb y 
Heöe3nenHHx Ana 3popoB'a yMOBax 3pincHK)Banacb Ha TepHTopi'i 
iHLUO'i floroBipHO'i flepx<aBH. Lje He nouiHptoeTbca Ha BMnapxH, 
xonn 3aaBHMK hItko BHMarae, laoö BH3HaneHHa npaBa Ha neHcira 
3a BixOM, HaÖyTOrO HUM BiAnOBiAHO AO 3aK0H0AaBCTB3 iHLUO'i 
floroBipHo'i flepx<aBH, öyno BiAKnaAeHO. 

CTarra 23 
3aXMCT A3HMX 

(1) OcKinbKM Ha niACTaßi pieV Yropa öyAyrb nepepaßa™ca 
ocoöoßi paHi, to 3acTOCOByiOTbcn 3a3HaneHi Hu>KHe nono>xeHHa 
3 ypaxyßaHHaM 3aKOHOAaBCTBa, hmhhoto Ana xo>KHO'ifloroBipHO'i 
flepxoBM: 

1. 3 MeTOK) peani3api'i Aiei Ytoah Ta 3aKOHOAaBCTBa, Ha aKe 
BOHa nocnnacTbca, ocoöoßi paHi MO>xyTb nepepaßaTi/ica 
ycTaHOBaM pep>xaBM-appecaTa, axi MaiOTb noBHOBa>KeHHa 
0TpHMyB3TM Taxi paHi. YCTaHOBH, LAO IX OTpMMyfOTb, MatOTb 
npaBO BHxopMCTOByBaTH i'x TinbKM 3 pieio MeTOio. nepepana 
ocoöobhx AaHi/ix y pepxoßi-appecaTi iHLUMM ycTaHOBaM aöo 
Bi/ixopincTaHHa i'x y pepxLaBi-appecaTi 3 iHuioio MeTOio 
AonycxaeTbca b paMxax npaBa pepxoBH-appecaTa y pa3i, 
axpo pe cny>KMTb pinaM copianbHoro 3aöe3neneHHa, 
Bxnionaionu noB'a3aHi 3 hmm cypoßi npoBap>xeHHa. Lje He e 
nepeuixoAOio Ana nepepani pux paHux y Bmapxax, xonn 
3riAHO i3 3axoHaMM Ta nono>xeHHaMn pepxoßu-appecaTa 
iCHye 30Ö0B'a3aHHa, ipo Mae Ha MeTi 3anoöiraHHa i 
nepecniAyßaHHa 3nonuHiB cyTTeBoro 3HaneHHa, a Taxo>x 
BiAßepHeHHa cyTTeBO'i 3arpo3n Ana rpoMaACbxo'i öe3nexn. 

2. 3a 3annTOM, OTpi/iMyrona ycTaHOBa noßipoMnae ycTaHOBi, 
axa nepepae paHi, npo i'xHe Bi/ixopucTaHHa Ta npo pocarHyTi 
3aßpaxn pbOMy pe3ynbra™. 

3. YcTaHOBa, axa nepepae paHi, 30öoB'a3aHa 3Ba>xaTn Ha 
npaBMnbHicTb paHinx, ipo nipnaraioTb nepepani, a Taxo>x Ha 
HeoöxiAHicTb Ta BiAnoBipHicTb MeTi pie'i nepepani. I“lpn pbOMy 
cnip poTpMMyBaTHCa hhhhmx 3aöopoH Lpopo nepepani paHux, 
LAO pilOTb 3ripHO i3 BipnOBipHHM BHyTpiüJHbOpepXOBHHM 
npaBOM. ilepepana paHux He BipöyßaeTbca y pa3i, axpo 
ycTaHOBa, axa nepepae paHi, Mae nipcTaBH pna npnnyipeHHa, 
ipo pe cynepenuno ö pinaM BHyTpiLUHbopepxoBHoro 3axoHy 
aöo 3aßpacTb luxoah ripHHM 3axncTy iHTepecaM 
3apixaBneHO'i ocoöi/i. Rxpo BuaBHTbca, ipo öynn nepepam 
HenpaBHnbHi paHi aöo paHi, nepepana axux öyna 
3aöopoHeHa npaBOM floroBipHO'i flep>xaBH, axa i'x nepepana, 
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worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle unverzüg¬ 
lich mitzuteilen. Diese Stelle ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Löschung unverzüglich vorzunehmen. 

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen¬ 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Im Übrigen richtet sich das 
Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person vorhande¬ 
nen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen 
Recht des Vertragsstaats, von dessen Stelle die Auskunft 
begehrt wird. 

5. Hat eine Stelle des einen Vertragsstaats personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle des anderen Vertragsstaats sich im 
Rahmen ihrer Haftung nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung 
nicht darauf berufen, dass die übermittelten Daten unrichtig 
gewesen sind oder nicht hätten übermittelt werden dürfen. 
Leistet die empfangende Stelle Schadensersatz wegen eines 
Schadens, der durch die Verwendung von unrichtig oder 
unzulässig übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet 
die übermittelnde Stelle der empfangenden Stelle den Ge¬ 
samtbetrag des geleisteten Ersatzes. 

6. Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, so¬ 
bald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden sind, 
nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass durch die Löschung schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen im Bereich der sozialen Sicherung beein¬ 
trächtigt werden. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich¬ 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo¬ 
genen Daten zu dokumentieren. 

8. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich¬ 
tet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten Zu¬ 
gang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe 
zu schützen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für Betriebs¬ 
und Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 

Kapitel 2 

Durchführung und Auslegung 
dieses Abkommens 

Artikel 24 

Durchführung dieses 
Abkommens und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein¬ 
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten 
einander über Änderungen und Ergänzungen der für sie gelten¬ 
den vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfass¬ 
ten Rechtsvorschriften. 

(2) Zur Durchführung dieses Abkommens werden hiermit 
folgende Verbindungsstellen bestimmt: 

1. in der Bundesrepublik Deutschland 

a) für die Unfallversicherung 

die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), 

Berlin, 

b) für die Rentenversicherung 

die Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 

Leipzig, 

die Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin, 

die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 

See, Bochum, 


to npo ge HanewnTb HeraÜHO noßigoMMTM OTpnMyiOHy 
ycTaHOBy. Un ycTaHOBa 30Ö0B'n3aHa HeraÜHO BnnpaBMTM 
aöo noracnTM gi gaHi. 

4. 3agiKaBneHiü ocoöi Ha nigcTaßi 3anBM HagaeTbcn goBigKa 
igogo gaHMx, bK i öynn nepegaHi ctocobho gie'i ocoöm 
T a npo nepegöaneHy MeTy i'xHboro BMKopMCTaHHH. KpiM 
gboro, npaßo 3agiKaB/ieH0i ocoöm Ha otphm3hhh 
goßigKM igogo icHyioHHX npo Hei' gaHMX peryntoeTbcn 
BHyTpiLUHbOgepXOBHHM npaBOM florOBipHO'i flepXOBM, Big 
ycTaHOBH hkoT BwviaraeTbCfl goBigxa. 

5. flKigo HKa-Heöygb ycTaHOBa ogHie'i i3 floroBipHMX flepx<aB 
nepegana ocoöoßi gaHi Ha nigcTaßi gie'i yrogM, to OTpHMyiona 
ycTaHOBa iHLuoi' floroßipHoi' flepxoBM He MO>xe b paMKax 
CBoe'i BignoßiganbHOCTi nepeg noTepninmvi 3rigHO i3 
BHyTpiLUHbogepxoBHHM npaBOM 3agnn cboto Bi/mpaBgaHHH 
nocnnaTHCH Ha Te, igo nepegaHi gaHi öynn HenpaBMnbHHMM, 
aöo 0(0 bohh öyjin nepegaHi HenpaBOMipHO. flKLgo 
OTpuMyiona ycTaHOBa BMnnanye KOMneHcagira 3a LUKOgy, 
3anogiaHy nepe3 BHKopncTaHH« HenpaBMnbHMx aöo 
HenpaBOMipHO nepegaHMX gaHMx, to ycTaHOBa, nxa 
nepegana gaHi, BiguiKogoBye OTpi/iMyroHiM ycTaHOBi noBHy 
cyMy BunnaneHOi' KOMneHcagi'i. 

6. nepegaHi ocoöoßi gaHi MatOTb öy™ norauieHMMM, hk TinbKM 
b hmx Bignagae noTpeöa gnn gocnmeHHH Tief MeTM, gnn hkoT 
bohh öyni/i nepegaHi, Ta 3HHKaiOTb nigcTaBM gnn 
npHnyLgeHHn, igo nepe3 Txhc noraiiieHHH öyge 3aBgaH0 
LUKogn rigHHM 3axncTy iHTepecaM 3agiKaBneH0'i ocoöh y 
ccfrepi cogianbHoro 3aöe3neneHHH. 

7. YcTaHOBa, HKa nepegae gaHi, Ta OTpHMyiona ycTaHOBa 
30Ö0B'n3aHi goxyMeHTyBa™ nepegany Ta OTpnMaHHn 
OCOÖOBMX gaHMX OCOÖM. 

8. YcTaHOBa, HKa nepegae gaHi, Ta OTpuMyiona ycTaHOBa 
30Ö0B'n3aHi ecjDeKTMBHo 3axMLgaTM nepegaHi gaHi Big 
Hego3BoneHoro gocTyny, Hego3BoneHO'i 3MiHM Ta 
Hego3BoneHoro po3ronoLueHHfl. 

(2) nono>xeHHH nyHKTy 1 gie'i CTarri noniMpfOiOTbCH 
BignoßigHO Ha BMpoÖHMHy Ta KOMepgiÜHy TaeMHMgio. 

Po3fli/i 2 

Peani3agin Ta TJiyManeHHSi 
gie'i yrogn 

CTaTTfl 24 

Peani3agin gie'i 
yroflw Ta yCTaHOBM 3B'fi3Ky 

(1) ypngn aöo KOMneTeHTHi opraHM MO>xyTb yKnagaTn 
HeoöxigHi goMOBneHOCTi gnn peani3agi'i gie'i yrogn. KOMneTeHTHi 
opraHM noBigoMnniOTb ogMH ogHoro npo 3MiHM Ta gonoBHeHHH 
go hmhhoto gnn hmx 3aK0H0gaBCTBa, nxe nignagae nig 
oö'eKTMBHy ccfiepy 3acT0cyBaHHfl gie'i yrogM. 

(2) flnn peani3agi'i gie'i yrogM BM3HanaiOTbCH TaKi yCTaHOBM 
3B'fl3Ky: 

1. y cbegepaTMBHiM Pecnyönigi HiMennMHa 

a) 3 nMTaHb CTpaxyBaHHH Big HeigacHMX BMnagxiB: 

HiMegbxa ycTaHOBa 3aK0HH0ro CTpaxyBaHHH Big 

HeigacHMX BMnagxiB, m. BepniH; 

b) 3 nMTaHb neHCiMHoro CTpaxyBaHHn: 

HiMegbxa ycTaHOBa neHCiÜHOro CTpaxyBaHHH gnn 

CepegHbO'i HiMenHMHM, m. Jlenngir, 

HiMegbxa ycTaHOBa neHCiMHoro CTpaxyBaHHH gnn 

cDegepagi'i, m. BepniH, 

HiMegbxa ycTaHOBa neHCiMHoro CTpaxyBaHHH ripHMHMX 
pOÖiTHMKiB i npagiBHMKiB 3ani3HMHHOrO Ta MOpCbKOro 
TpaHcnopTy, m. BoxyM; 
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c) für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 

die Deutsche Rentenversicherung für das Saarland, Saar¬ 
brücken, 

d) für die Alterssicherung der Landwirte 

die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau, Kassel, 

e) soweit die Krankenkassen an der Durchführung dieses 
Abkommens beteiligt sind, 

der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV- 
Spitzenverband), Deutsche Verbindungsstelle Kranken¬ 
versicherung -Ausland (DVKA), Bonn; 

2. in der Ukraine 

a) für die obligatorische staatliche Sozialversicherung gegen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, die zum Verlust der 
Erwerbsfähigkeit führen, 

der Fonds für die Sozialversicherung gegen Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten der Ukraine, Kiew, 

b) für die obligatorische staatliche Rentenversicherung 

der Rentenfonds der Ukraine, Kiew, 

c) für medizinische Untersuchungen 

das Ministerium für Gesundheitswesen der Ukraine, Kiew. 

(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist bei der Zuordnung innerhalb der Deutschen 
Rentenversicherung zu einem Regionalträger die Deutsche 
Rentenversicherung Mitteldeutschland, Leipzig, für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

1. Versicherungszeiten nach den deutschen und den ukraini¬ 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen 
sind oder 

2. sonstige im Floheitsgebiet der Ukraine zurückgelegte Zeiten 
nach den deutschen Rechtvorschriften über Fremdrenten 
anzurechnen sind oder 

3. der Berechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheits¬ 
gebiet der Ukraine hat oder 

4. der Berechtigte als ukrainischer Staatsangehöriger seinen ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb der Vertragsstaaten hat. 

Dies gilt für Leistungen zur Teilhabe nur, wenn sie im Rahmen 
eines laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 

(4) Die Verbindungsstellen werden ermächtigt, unter Beteili¬ 
gung der zuständigen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen und 
zweckmäßigen Verwaltungsmaßnahmen zu vereinbaren, ein¬ 
schließlich des Verfahrens über die Erstattung und die Zahlung 
von Geldleistungen. Die Bestimmung des Absatzes 1 bleibt 
unberührt. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend für die nach Artikel 11 des 
Abkommens von den zuständigen Behörden bezeichneten 
Stellen. 

Artikel 25 

Währung und Umrechnungskurse 

(1) Geldleistungen können von einem Träger eines Vertrags¬ 
staats an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats aufhält, in dessen Währung mit befreiender 
Wirkung erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger 
und dem Berechtigten ist für die Umrechung der Kurs des Tages 


c) 3 nuTaHb popaTKOßoro CTpaxyBam-ifl MeTanypriÜHO- 
ripHMHnx poöfmMKiB: 

HiMepbKa ycTaHOBa neHciÜHoro CTpaxyBaHHB ajib 3eMni 
Caap, m. CaapöpiOKKeH; 

d) 3 nuTaHb 3aöe3neHeHHfl 3a bIkom tjaepMepiß: 

YcTaHOBa copiaribHoro CTpaxyBaHHB poöiTHHKiB 
cinbCbKoro i nicoBoro rocnoAapcTBa Ta capiBHnpTBa, 
m. Kaccenb; 

e) y Mipy toto, bk y peani3api'i yropn öyAyTb 6pa™ ynacTb 
niKapHBHi Kacn: 

cDepeparibHe ronoBHe oö'epHaHHB nkapHBHHx xac 
(GKV - TonoBHe oö'epHaHHB), HiMepbKe KOoppnHapiHHe 
öiopo 3 nuTaHb 3apyöi>KHOro MepHHHOro CTpaxyBaHHB - 
(DVKA), m. Eohh; 

2. b YxpaiHi 

a) 3 nuTaHb 3aranbH00Ö0B'B3K0B0ro pepxoBHoro 
copianbHoro CTpaxyBaHHB BiA HeipacHoro BnnapKy Ha 
BHpoÖHnpTBi Ta npocjreciHHOro 3axBopioBaHHB, BKi 
cnpnHnHnnM BTpaTy npape3paTHOCTi: 

Ooha copiaribHoro CTpaxyBaHHB BiA HeipacHHX BunapKiB 
Ha BnpoÖHnpTBi Ta npocfieciHHUx 3axBoptOBaHb yxpaiHH, 
m. Khib; 

b) 3 nuTaHb 3aranbH00Ö0B'B3K0B0r0 pep>KaBHoro 
neHCiÜHOro CTpaxyBaHHB: 

neHciÜHMÜ cfioHA yKpai'Hn, m. Khib; 

c) 3 nuTaHb 3piHCHeHHB MepHHHHX OÖCTe>KeHb: 
MiHicTepcTBO oxopoHH 3popoB'B yxpaiHH, m.Khib. 

(3) y pa3i, bklpo pe Lpe He Bpery/ibOBaHO HiMepbKHM 
3aKOHOAaBCTBOM, npn nipnopBpKyBaHHi b paMKax HiMepbKoro 
neHCiÜHOro CTpaxyBaHHB ao periOHanbHOi' BHKOHaBHoi iHCTHTypi'i 
BiAnOBiAanbHiCTb 3a BCi npOpeAyPM, BKTIIOHaiOHH BH3HaneHHB Ta 
3AiücHeHHB BHnnaT, Hece HiMepbxa ycTaHOBa neHciÜHoro 
CTpaxyBaHHB priB CepeAHbo'i FÜMeHHMHH, m. Jleünpir, BKipo: 

1 . CTpaXOBHM CTa>K ÖyB HaÖyTHH HH 3apaXOByCTbCB 3riAH0 i3 
HiMepbKHM Ta yKpälHCbKHM 3aKOHOAaBCTBOM, aÖO BKLpO 

2. iHLui nepiopH, HaöyTi b yKpa'mi, 3apaxoByiOTbCB 3riAHO i3 
HiMepbKHM 3aK0H0AaBCTB0M LpOpO neHCiÜ PJ1B iH03eMpiß, 
aÖO BKipo 

3. npaBOMOHHa ocoöa 3BHHanHO npo>KHBae Ha TepHTopi'i 
yKpai'HH, aÖO BKipo 

4. npaBOMOHHa ocoöa e yKpälHCbKHM rpoMaABHHHOM Ta 
3BHH3HH0 npo>KHBae 3a Mex<aMH floroßipHHx flepxoB. 

L(e noLunpioeTbCB Ha peaöiniTapiHHi BinnnaTH Ti/ibKH y BnnapKy, 
KOJ1H BOHH HapaiOTbCB B paMKax nOTOHHOrO neHCiHHOrO 
npoßaA>KeHHB. 

(4) ycTaHOBH 3B'B3Ky ynoBHOBa>KyiOTbCB, 3a ynacTio 
KOMneTeHTHHx opraHiß y Mex<ax CBoei KOMneTeHpii, aomobhthcb 
npo HeoöxipHi Ta popinbHi p/iB peajii3api'i pie'i yropn 
aAMiHicTpaTHBHi 3axoAH, BKBioHaioHH npopepypy 
BiALUKOAyBaHHB Ta BHnjiaTH rpOLUOBO'i AOnOMOrH. nonO>KeHHB 
nyHKTy 1 piei'CTarri 3anHLuaeTbCB HepoTopKaHHM. 

(5) riyHKT 4 pie'i CTarri noiiinpioeTbCB BipnoBipHO Ha 
ycTaHOBH, BH3HaneHi KOMneTeHTHHMH opraHaMH b CTarn 11 pie'i 

yropn. 

CTaTTB 25 

BanioTa Ta Kypc KOHBepTapi'i 

(1) BHKOHaBHa iHCTHTypiB OpHiei'3 florOBipHHX flepBOB MOX<e 
HapaBaTH rpoinoBy ponoMory ocoöi, bkb nepeöyßae Ha 
TepHTopi'i iHiiio'i floroBipHO'i flepxoBH, y BamoTi pie'i floroBipHoi 
flepx<aBH öe3 npeTeH3i'i 3i ctopohh OTpHMyBana ponoMorn 
aÖO BHKOHaBHOI iHCTHTypi'i. V BipHOCHHaX Mi>K BHKOHaBHOlO 
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maßgebend, der bei der Übermittlung der Geldleistungen zu¬ 
grunde gelegt worden ist. 

(2) Hat ein Träger an einen Träger des anderen Vertragsstaats 
Zahlungen vorzunehmen, so sind diese in der Währung des 
zweiten Vertragsstaats zu leisten. 

Artikel 26 
Erstattungen 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaats Geldleistungen zu 
Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht gezahlte Betrag von 
einer entsprechenden Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats zugunsten des Trägers einbehalten 
werden. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines Ver¬ 
tragsstaats Anspruch auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, 
für den ihr oder ihren Angehörigen von einem Fürsorgeträger des 
anderen Vertragsstaats Leistungen erbracht worden sind, so ist 
diese Geldleistung auf Ersuchen und zugunsten des ersatz¬ 
berechtigten Fürsorgeträgers einzubehalten, als sei dieser ein 
Fürsorgeträger mit Sitz im Hoheitsgebiet des ersten Vertrags¬ 
staats. Die Pflicht zur Einbehaltung besteht nicht, soweit der 
Leistungsträger selbst geleistet hat, bevor er von der Leistung 
des Fürsorgeträgers Kenntnis erlangt hat. 


Artikel 27 
Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsstaaten über die Aus¬ 
legung oder Anwendung dieses Abkommens sollen, soweit mög¬ 
lich, durch die zuständigen Behörden beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt 
werden, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaats einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staats als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsstaaten bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem der eine Vertrags¬ 
staat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht einge¬ 
halten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Ist der 
Präsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaats oder ist er aus 
einem anderen Grund verhindert, so soll der Vizepräsident die 
Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vizepräsident Staatsan¬ 
gehöriger eines Vertragsstaats oder ist auch er verhindert, so soll 
das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht 
Staatsangehöriger eines Vertragsstaats ist, die Ernennungen vor¬ 
nehmen. 


(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf¬ 
grund der zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Verträge 
und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind 
bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mitglieds 
sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem Schieds¬ 
gericht. Die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten 
werden von den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen. Im 
Übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


iHCTHTypieiO Ta npaBOMOHHOlO OCOÖOIO, BH3HaHajlbHHM flJlfl 
KOHBepTapii e Kypc Toro aha, hkhh 6yß y3srrHH 3a ocHOBy npn 
nepeKa3i rpoLUOBOi' AonoMorn. 

( 2 ) Rxipo BUKOHaßna iHCTHTypifl 3 AincHioe n/iaTexd 
BMKOHaBHin iHCTMTypii'iHiiioi'floroBipHOi'flep>KaBn, to pi nnaTexd 
3 AiücHioK)TbCfl y BaniOTi APyroi floroBipHOi flep>xaBH. 

CTarra 26 
BiflLUKOflyBaHHH 

(1) Rklao BHKOHaBna iHCTMTypia OAHie'i i3 floroßipHnx flepxaB 
3AiriCHMna rpoiiioBi BnnnaTU HenpaBOMipHO, to HenpaBOMipHO 
BnnnaneHa cyMa MO>xe, BiAnoBiAHO ao 3aKOHOAaBCTBa imuoT 
floroBipHoi flep>KaBU, 6y™ BippaxoBaHa 3 BiAnoßiAHO’i Bunna™ 
Ha KOpnCTb piei BHKOHaBHOI iHCTMTypii'. 

( 2 ) Rklho ocoöa, BiAnoBiAHO ao 3aKOHOAaBCTBa OAHie'i i3 
floroßipHMx flepx<aB, Mae npaBO Ha OTpi/iMaHH« rpoujOBO'i 
AonoMorn 3a neBHHH nepioA, 3a jikhh BOHa aöo H/ieHH n ciM'T 
B>xe OTpnMann Ti bIa HKO'i-HeöyAb ycTaHOBn copia/ibHoro 
3axncTy iHiiioi floroBipHoi' flepxoBi/i, to pn rpoujOBa 
AonoMora BiApaxoByeTbca Ha npoxaHHH Ta Ha xopncTb 
ycTaHOBn copia/ibHoro 3axncTy, nxa Mae Ha pe npaBO, Tax, 
Hi6n pn ycTaHOBa e ycTaHOBOio copia/ibHoro 3axncTy 3 
Micpe3HaxoA>xeHHBM Ha TepHTOpi'i nepiiioifloroBipHO'i flepwaBH. 
OöOB'fl3Ky ao BiApaxyBaHHa koujtIb He iCHye, bklao BHKOHaBna 
iHCTMTypifl caMa 3AiHCHHJia nnaTexd ao toto, hk Th CTano bIaomo 
npo AonoMory 3 öoxy ycTaHOBn copia/ibHoro 3axncTy. 

CTarra 27 

Bpery/iioBaHHn cnipHHX nHTaHb 

(1) KoMneTeHTHi opraHH BperyribOByiOTb, HacKi/ibKH pe 
MOXOIHBO, BCi CnipHi nHTaHHfl Mi>K flOTOBipHHMH flep>KaBaMH, flKi 
BHHHKaiOTb niA Hac T/iyMaHeHHB hh 3acT0cyBaHHfl pieTYroAH. 

( 2 ) Rklho cnipHe nHTaHHH He MO>xe öyTH BnpiineHe tbkhm 
HHHOM, TO Ha npOXaHHfl OAHie'i i3 flOTOBipHHX flep>KaB, BOHO 
BHHOCHTbCfl Ha TpeTeHCbKHH CyA- 

( 3 ) TpeTeücbKHH cyA yTBoproeTbcn nac BiA nacy LiinsixoM 
npH3H3HeHHn KOJKHOIO flOTOBipHOK) flepXOBOK) nO OAHOMy 
H/ieHy, a pi nneHH A OMOB -nfliOTbc;i n P° 3anpoiueHHfl 
npeACTaBHHxa TpeTbo'i xpäiHH a k to/iobh cypy, hkhh 
npH3HaHaeTbCfl ypsTpaMH oöox floroßipHHX flep>xaB. HneHH 
npH3HanaiOTbCfl npoTaroM abox Micapiß, a ro/iOBa cyAy - 
npOTBTOM TpbOX MiCflpiB niC/lfl TOTO, HK OAHa flOTOBipHa 
flep>xaBa noßiAOMH/ia iHLuy, ipo BOHa öa>xae nepepa™ cnipHe 
nHTaHHa Ha BHpiineHHH TpeTencbKoro cyAy. 

( 4 ) Rklao TepMiHH, 3a3HaneHi b nyHKTi 3 piei CTarri, He 
ÖyAyTb AOTpHMaHi, TO 3a BiACyTHiCTKD iHLilOl AOMOBJieHOCTi 
KO>KHa floroBipHa flepxoßa MO>xe 3BepHyTHCH ao TonoBH 
Mi>KHapoAHoro cyAy 3 npoxaHHBM 3poöHTH Hane>KHi 
npH3HaHeHHn. Rxipo To/iOBa e rpoMaAHHHHOM OAHie'i i3 
floroBipHHx flepx<aB aöo iCHye nxa-HeöyAb iHLua nepeiiiKOAa, 
npH3HaneHHfi Mae 3poÖHTH 3acTynHHK To/iobh. Rklao 3acTynHHK 
TonOBH T3K0>K 6 TpOMaAHHHHOM OAHie'i i3 flOTOBipHHX flepXOB 
aöo t 3 ko>k iCHye nxa-HeöyAb nepeiiiKOAa, to b TaxoMy BnnaAxy 
npH3HaneHHfl poÖHTb HacTynHHH 3a paHTOM H/ieH 
Mi>KHapoAHoro cyAy, hkhh He e rpoMaA?) hhhom OAHie'i i3 
floroBipHHX flepxaB. 

(5) TpeTeücbKHH cyA yxßanioe piujeHHH öinbLiiiCTio ro/iociß Ha 
nipcTaßi icHytOHHx Mi>x floroßipHHMH flep>xaBaMH floroBopiB Ta 
3aranbHoro m i>KHapoAHOro npaßa. Üoro piiiieHHn BBa>xaiOTbCH 
oöob'h 3 kobhmh. Ko>KHa floroßipHa flepxoßa Hece BHTpa™ 3a 
npH3HaHeHoro Heio H/ieHa cyAy Ta 3a cboc npeACTaBHnpTBO, nxi 
BHHHKaiOTb y npoBaA>xeHHi TpeTencbKoro cyAy. BnTpa™ to/iobh 
cyAy Ta iHLUi BHTpaTH Ai^STbCn nOpiBHy Mi>K flOrOBipHHMH 
flepxoßaMH. TpeTencbKHH cyA MO>xe bct 3 hobhth iHLue 
peryniOBaHHa BHTpaT. 3aranoM >xe, TpeTencbKHH cyA caM 
BH3Hanae cboT npopeAypHi nnTaHHa. 
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Teil IV 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 28 

Leistungsansprüche 
auf der Grundlage dieses Abkommens 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leis¬ 
tungen 

a) für die Zeit vor seinem Inkrafttreten, 

b) in den Fällen, in denen der Vertrag zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
des Sozialwesens vom 24. Mai 1960 unmittelbar oder auf¬ 
grund innerstaatlicher Rechtsvorschriften weiterhin anzuwen¬ 
den ist, 

c) eines Vertragsstaats für nach dessen Rechtsvorschriften zu¬ 
rückgelegte Versicherungszeiten bei Personen, die sich im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens im anderen Ver¬ 
tragsstaat gewöhnlich aufhalten und nach den dortigen 
Rechtsvorschriften Leistungen für die nach den Rechtsvor¬ 
schriften des ersten Vertragsstaats zurückgelegten Versiche¬ 
rungszeiten beziehen, solange sie sich im anderen Vertrags¬ 
staat gewöhnlich aufhalten. Dies gilt entsprechend in den 
Fällen, in denen eine Rente ohne Unterbrechung in eine 
andere Rente übergeht. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags¬ 
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten und andere rechts¬ 
erhebliche Sachverhalte berücksichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung dieses 
Abkommens nicht entgegen. 

(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von 24 Monaten nach seinem Inkrafttreten gestellt, so 
beginnt die Rente an dem Tag, der sich aus den jeweiligen 
nationalen Rechtsvorschriften ergibt, frühestens mit dem Inkraft¬ 
treten dieses Abkommens. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest¬ 
gestellt sind, können auf Antrag neu festgestellt werden, wenn 
sich allein aufgrund der Bestimmungen dieses Abkommens eine 
Änderung ergibt. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der 
bisherigen Flöhe weiter zu erbringen. 

Artikel 29 
Schlussprotokoll 

Das beiliegende Schlussprotokoll ist untrennbarer Bestandteil 
dieses Abkommens. 

Artikel 30 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika¬ 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in . 

ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkun¬ 
den ausgetauscht werden. 

Artikel 31 
Geltungsdauer 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos¬ 
sen. Jeder Vertragsstaat kann es bis zum 30. September eines 


HacTMHa IV 

riepexiflHi Ta 3aKJiK>HHi noao>KeHHa 

CTarra 28 

npaBO Ha flonOMory Ha nipcTaßi piei Yropn 

(1) Ua Yropa He BCTaHOBJiioe npaBO Ha ponoMory: 

a) Ha nepiop po HaöpaHHa Hera hhhhoctI, 

b) y tmx BHnaAxax, kojim 6e3nocepeAHbo aöo Ha niACTaßi 
BHyTpiiitHbOAep>KaBHoro 3aKOHOAaBCTBa i HaAani 6yAe 
3acTOCOByBaTnca YroAa Mi>x FliMepbxora fleMOxpaTMHHora 
PecnyöniKOK) Ta Cora30M PapaHCbXMx CopianicTMHHMx 
Pecnyönix npo cniBpoöiTHMpTBO y rany3i copiaribHMX nirraHb, 
nipnMcaHa 24 TpaBHa 1960 poxy; 

c) OAHie'i floroBipHoi' flep>xaBM ctocobho CTpaxoBoro CTa>xy, 
HaöyToro 3riAHO i3 3ax0H0paBCTB0M piei' floroBipHOi 
flep>KaBH TM MH OCOÖaMM, axi B MOMeHT HaöpaHHa HMHHOCTi 
yrOAOtO 3BMHaMHO npOXTMBaiOTb B iHLJjiM flOTOBipHiM flepXOBi 
i OTpMMyiOTb AOnOMOry BiAnOBiAHO AO 3aKOHOpaBCTBa piei 
floroBipHof flepx<aBM 3a CTpaxoBMÜ ct3>k, HaöyTMM 3a 
3aK0H0A3BCTB0M nepujoi florOBipHOf flepXOBM, nOKM BOHM 
3BMHanHO npo>KMBatOTb b iHLuiü floroBipHiM flep>xaBi. Ue 
nono>xeHHa noniMpraeTbca Ha BMnapxM, b axax neHcia 6e3 
nepepuBaHHH nepexoAMTb b iHiuy neHcira. 

(2) npM 3acTOcyßaHHi piei yropM öyAyTb BpaxoByBaTMCb 
TaKO>K HaöyTMM CTpaXOBMM CTa>K Ta iHLili CyTTCBi npaBOBi 
OÖCTaBMHM, axi iCHyBa/lM BiAnOBiAHO AO 3aKOHOAaBCTBa 
florOBipHMX flep>KaB AO HaÖpaHHH HMHHOCTi pieK) yrOAOK). 

(3) llonepeAHi piweHHa He e nepeiuxopora Ana 3acT0cyBaHHa 

piei' yroAM. 

(4) Rxipo 3anBa Ha npM3HaneHHa neHcii', npaBO Ha axy 
BMHMxae riMLue Ha nipcTaBi pieV yropa, nopaeTbca npoTaroM 
ABaAPHTM HOTMpbOX MiCapiB niCJia HaÖpaHHH Hera HMHHOCTi, TO 
neHCia noHMHaeTbca b peHb, axMÜ BM3HaaaeTbca BipnoBipHMM 
HapiOHanbHMM 33KOHOAaBCTBOM, i He paHiliie MOMeHTy HaÖpaHHH 
HMHHOCTi piera yropora. 

(5) rieHCii', npM3HaneHi ao HaöpaHHa HMHHOCTi piera yropora, 
MO>xyTb, 3a 3BepHeHHHM, öyTM neperriHHyTMMM, axipo 3MiHM 
BMnaMBaraTb jiMiue Ha nipcTaBi nono>xeHb piei'yroAM. 

(6) Rxipo npn nepemapi neHcii', 3riAHO 3 nyHKTOM 5 pieiCTairi, 
neHcia He npM3HanacTbca aöo npM3HanaeTbca neHcia MeHiuoro 
po3Mipy Hix Ta, axa BMnnaHyBanacb y nepiop AO HaöpaHHa 
HMHHOCTi piera yropora, to neHcia noBMHHa cnnaHyßaTMCa y 
nonepepHbOMy po3Mipi. 

CTarra 29 

3aKJ1K)HHMM npOTOKOJl 

3aK/iraHHMM npoTOKon, Lpo popaeTbca, e HeBip'eMHora 
cxnapoBora nacTMHora pieV YropM. 

CTarra 30 

PaTM4)iKapm Ta HaöpaHHa hhhhoctI 

(1) Ua Yropa nipnarae paTMCfiiKapii. OÖMiH paTMcJrixapiMHMMM 

rpaMOTaMM BipöypeTbca y Micm . 

HKOMOra LÜBMALiie. 

(2) Uh Yropa Haöapae hmhhoctI b nepoiMM peHb TpeTboro 
Micapa, Lpo cnipye 3a MicapeM, y axoMy BipöyBca OÖMiH 
paTMCfrixapiMHMMM rpaMOTaMM. 

CTarra 31 

TepMiH pii 

(1) Ua Yropa yxaapaeTbca Ha HeBM3HaaeHMM TepMiH. Kox<Ha 
floroßipHa flepa<aBa MO>xe peHOHCyBaTM pra Yropy, nMCbMOBO 
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Kalenderjahres auf diplomatischem Wege schriftlich kündigen. 
Die Kündigung wird am 1. Januar des auf die Kündigung folgen¬ 
den Kalenderjahres wirksam. 

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, 
so gelten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen 
Leistungsansprüche weiter. Einschränkende Rechtsvorschriften 
über den Ausschluss eines Anspruchs oder das Ruhen oder die 
Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthalts im Ausland 
bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 

Geschehen zu Kiew am 7. November 2018 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


noBiflOMHBLiin npo pe flun/iOMaTHHHHMn xaHa/iaMH flo 
30 BepecH« noTOHHoro KaneHflapHoro poKy. fleHOHcapia 
Haönpae huhhoch 1 ciHHH KaneHflapHoro poKy, ipo cnipye 3a 
POkom, b HKOMy 3po6neHO noBiflOM/iem-ifl npo fleHOHcapiro. 

(2) y pa3i BTpaTU HMHHOCTi pic'i YrOfln BHaCJliflOK fleHOHCapil 
lY nono>KeHHfl Lpopo HaöyTHX po pboro MOMeHTy npaß Ha 
flonoMory 3annLuaK)TbCH huhhhmh. LHopo phx npaB flo yßa™ He 
ÖepeTbCH OÖMe>KyK)He 3aKOHOABBCTBO UtOflO BHK/llOHeHHfl 
npaBa a6o 3yni/meHHH hh no36aBJieHHß Bi/innaT y Bi/inaflKy 
npO>KHBaHHH 3a KOPAOHOM. 

BnMHeHO b y Kineßi 7 riHCTOnaAa 2018 poxy b abox 
npHMipHHKaX yxpaiHCbKOK) i HiMepbKOlO MOBSMU, npH UbOMy 
OÖMABa TeKCTH MafOTb OAHaKOBy CMJiy. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeAepaTHBHy PecnyßjiiKy PÜMeHHMHa 

Reichel 

Für die Ukraine 
3a yxpaiHy 

Andrii Reva 
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Schlussprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 
über Soziale Sicherheit 


3aKJiioHHi/m npoTOKOJi 
flo Yroflii 

Mi>K <t>eflepaTHBHOK> PecnyöniKOK) HiMeHnmna 
i yKpai'HOio 

npo coMianbHe 3a6e3neneHH5i 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland und der Ukraine geschlossenen Abkommens 
über Soziale Sicherheit, im Folgenden als „Abkommen“ bezeich¬ 
net, erklären die Bevollmächtigten beider Vertragsstaaten, das 
Einverständnis über Folgendes besteht: 

1. Zu Artikel 1 Absatz 1 Nummer 7 des Abkommens: 


Die Versicherungszeiten, die bis zum 31. Dezember 1991 im 
Fioheitsgebiet der ehemaligen Ukrainischen Sowjetischen 
Sozialistischen Republik zurückgelegt wurden, gelten als in 
der Ukraine zurückgelegte Versicherungszeiten. 

In Bezug auf die Ukraine gelten nicht als Versicherungs¬ 
zeiten Zeiten, die außerhalb des Hoheitsgebiets der ehema¬ 
ligen Ukrainischen Sowjetischen Sozialistischen Republik 
sowie außerhalb des Hoheitsgebiets der Ukraine zurück¬ 
gelegt wurden. 

2. Zu Artikel 1 Absatz 1 Nummer 9 des Abkommens: 


Der gewöhnliche Aufenthalt ergibt sich aus dem tatsäch¬ 
lichen, rechtmäßigen und auf Dauer ausgerichteten Ver¬ 
weilen sowie dem Schwerpunkt der Lebensverhältnisse. 

3. Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende 
hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung gelten die 
besonderen Bestimmungen über die Rentenversiche¬ 
rung (Teil II Kapitel 2) nicht. 

b) Die von einem Vertragsstaat mit einem Drittstaat oder 
mehreren Drittstaaten abgeschlossenen Abkommen 
oder überstaatlichen Regelungen, nach denen die in 
einem Drittstaat zurückgelegten Versicherungszeiten von 
diesem Vertragsstaat bei der Feststellung der Leistung 
berücksichtigt werden, wenn die betreffende Person 
dort ihren Wohnsitz hat, sind nicht als Versicherungs¬ 
lastregelungen anzusehen. 

4. Zu Artikel 3 des Abkommens: 

In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland bezieht 
sich dieses Abkommen auch auf Staatsangehörige eines 
Staates, in dem die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 oder 
die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 anzuwenden ist, als 
unmittelbar erfasste Personen. 


5. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Versicherungslastregelungen in zwischenstaatlichen Ab¬ 
kommen oder in überstaatlichen Regelungen eines der 
Vertragsstaaten bleiben unberührt. 


Ilifl nac niflnucaHHfl yK/iafleHoi CboroflHi Yrofln Mi>K 
cheflepaTMBHOK) Pecnyönixoio HiMennuHa i yxpämoio npo 
copia/ibHe 3a6e3neneHHfl (flani - "yrofla"), ynoBHOBa>xeHi oöox 
flOTOBipHUX flepXOB 3aflBJlfllOTb, 0(0 BOHU flOMOBMJlUCb npo 
Taxe: 

1. Ilpn 3acT0cyBaHHi nono>xeHb niflnyHKTy 7 nymcry 1 CTarri 1 
Yrofln: 

CTpaxoBnn CTa>x, HaöyTuü flo 31.12.1991 poxy Ha TepuTopi'i 
XOnUOIHbOi yxpai'HCbXOi' PaAHHCbXOi' CopianiCTMHHOi' 
Pecnyö/iixM, BBa>xaeTbCfl CTpaxoBMM CTa>xeM, HaöyTHM b 
yxpai'Hi. 

Ctocobho yxpai'HM CTpaxoBi/iM CTa>xeM He BBa>xaeTbca 
CTpaxoBHÜ CTa>x, HaöyTuü 3a Me>xaMn TepuTopii' xonuoiHboi 
yxpai'HCbxoi PaflflHCbxo'i Copia/iicTMHHOi PecnyönixH Ta 3a 
Me>xaMn TepuTopii'yxpai'HM. 

2. ripn 3acT0cyBaHHi nono>xeHb niflnyHXTy 9 nyHXTy 1 CTarri 1 
YroflH: 

3BMHaÜHe npo>XMBaHHfl BMn/iMBae 3 AiüCHOro, 3ax0HH0ro Ta 
opicHTOBaHoro Ha TpuBannü oac nepeöyBaHHa, a Taxo>x 3 
OCHOBHOTO MiCL(M >XHTTCBOi'AWlbHOCTi. 

3. ripn 3acT0cyBaHHi no/io>xeHb CTarri 2 Ytoam: 

a) Ha Ai^CHe y <t>eAepaTHBHiü Pecnyö/iipi HiMeoHMHa 
AOAaTxoBe CTpaxyBaHH« npapiBHi/ixiB MeTanyprinHO- 
ripHMHMX niAnpneMCTB ocoö/iMBi nono>xeHHfl oioao 
neHciÜHoro CTpaxyBaHHn (HacTMHa II, Po3Ain 2) He 
nOOinptOKDTbCfl. 

b) floroBopM, yxnaAeHi OAHieio i3 floroßipHHX flep>xaB 3 
TpeTboro Aepx<aBOio, aöo xinbxoivia TpeTiMM 
Aep>xaBaMM, aöo HaAAepx<aBHi pery/noBaHHH, 
BiAnoBiAHO a° flxnx HaöyTMÜ y TpeTin Aep>t<aBi 
CTpaxoBMÜ CTa>x BpaxoBycTbcn L(ieio floroBipHora 
flep>xaBOK) npH BH3HaHeHHi BunnaT, nxo(o BiAnoßiAHa 
ocoöaTaM npo>xuBae, He BBa>xafOTbCB pery/itOBaHHHMH 
po3noAiny CTpaxoBux 30Ö0B'yi3aHb. 

4. ripn 3acT0cyBaHHi no/io>xeHb CTarri 3 Ytoam: 

Ctocobho cbeAepaTMBHOf Pecnyönixn HiMeMHMHa pn Yropa 
nooiupxteTbCfl i Ha rpoiviaAflH flep>xaBn, b flxiü 
3acT0C0ByeTbCB AexpeT Ns 1408/71 (CBponencbxoro 
exoHOMiHHOro cniBTOBapwcTBa) aöo A eK PeT Ns 883/2004 
(CBponeücbxoro cniBTOBapucTBa), hx Ha 6e3nocepeAHbo 
oxonneHMx ociö. 

5. ripn 3acT0cyBaHHi no/io>xeHb CTarri 4 yropn: 

a) PeryniOBaHHfl CTpaxoBux 3o6oB'n3aHb y Mi>xAep>xaBHnx 
yroAax aöo y HaAAepxoBHnx perymoBaHHax OAHiei i3 
floroßipHMx flep>xaB 3annojax)TbCfl HeAOTopxaHwvin. 
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b) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mit¬ 
wirkung der Versicherten und der Arbeitgeber in den 
Organen der Selbstverwaltung der Träger und der Ver¬ 
bände sowie in der Rechtsprechung der sozialen Sicher¬ 
heit gewährleisten, bleiben unberührt. 

c) Sich gewöhnlich außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland aufhaltende Personen, die die Staats¬ 
angehörigkeit eines Staates haben, in dem die Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 1408/71 oder die Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 anzuwenden ist, sind zur freiwilligen Ver¬ 
sicherung in der deutschen Rentenversicherung nur 
nach Maßgabe dieser Verordnungen berechtigt. 

d) Ukrainische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich 
außerhalb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung 
in der deutschen Rentenversicherung berechtigt, wenn 
sie zu dieser Beitragszeiten für mindestens 60 Monate 
zurückgelegt haben; günstigere innerstaatliche Rechts¬ 
vorschriften bleiben unberührt. Dies gilt auch für die in 
Artikel 3 Nummer 1 Buchstaben b und c des Abkom¬ 
mens bezeichneten Flüchtlinge und Staatenlosen, die 
sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der Ukraine aufhalten. 

6. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheits¬ 
gebiet der Ukraine gilt Artikel 5 des Abkommens in 
Bezug auf eine Rente nach den deutschen Rechts¬ 
vorschriften wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, 
wenn der Anspruch unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitsmarktlage besteht. 

b) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen 
aus Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten), die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einge¬ 
treten sind, sowie über Leistungen aus Versicherungs¬ 
zeiten, die nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegt sind, bleiben unberührt. 

c) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen zur 
Teilhabe durch die Träger der Rentenversicherung und 
der Alterssicherung der Landwirte bleiben unberührt. 

d) Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen 
vorsehen, die sich einem gegen sie betriebenen Straf¬ 
verfahren durch Aufenthalt im Ausland entziehen, 
werden nicht berührt. 

7. Zu den Artikeln 6 bis 11 des Abkommens: 

a) Untersteht eine Person nach den Artikeln 6 bis 11 des 
Abkommens den Rechtsvorschriften eines Vertrags¬ 
staats, finden hinsichtlich dieser Beschäftigung in 
gleicher Weise auf sie und ihren Arbeitgeber allein die 
Vorschriften dieses Vertragsstaats über die Versiche¬ 
rungspflicht nach dem Recht der Arbeitsförderung 
Anwendung. 

b) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind ver¬ 
pflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung mit den dafür zuständigen Trägern und 
Organisationen des Vertragsstaats, in dem der Arbeit¬ 
nehmer beschäftigt ist, zusammenzuarbeiten. Weiter¬ 
gehende innerstaatliche Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

8. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

a) Eine Entsendung in den anderen Vertragsstaat liegt ins¬ 
besondere dann nicht vor, wenn 


b) 3aKOHOflaBCTBO oflHie'i i3 floroBipHnx flepxoB, nxe 
rapaHTye ynacTb 3acTpaxoBaHnx ociö Ta poöoTOflaßpiB 
b opraHax caMOBpiAyaaHHi BHXOHaBHnx iHCTmypin Ta 
oö'eflHaHb, a Taxo>x y 3fliücHeHHi npaBOcyAAfl 
copianbHoro 3aöe3neHeHHi, 3a/inLiiaiOTbCfl 
HeflOTOpKaHUMn. 

c) Ocoöh, axi 3BHHaÜHO npox<nBaiOTb 3a Me>xaMn 
OeflepaTnBHo'i Pecnyöjiixw HiMennuHa i MaiOTb 
rpoMaflflHCTBO flepx<aBn, b nxiw 3acTOCOByeTbCi 
AexpeT Ns 1408/71 (SBponewcbxoro eKOHOMiHHOro 
cniBTOBapucTBa) a6o flexpeT N 2 883/2004 
(Sßponencbxoro cniBTOBapncTBa), MatOTb npaBO Ha 
floöpoBinbHe CTpaxyBaHHH y HiMepbxoMy neHciÜHOMy 
CTpaxyBaHHi Tinbxn BiflnoBiflHO ao pnx AexperB. 

d) yxpämcbxi rpoMaAflHn, nxi 3BnnaÜHO npo>xnBaiOTb 
3 a Me>xaMn TepuTopii OeAepaTMBHOi Pecnyöjiixw 
HiMennnHa, MaiOTb npaBO Ha AOöpoBi/ibHe CTpaxyBaHHi 
y HiMepbxoMy neHCiÜHOMy CTpaxyBaHHi 3a yMOBn, lao 
CT pOX BHeCeHHH AO Hboro CTpaXOBHX BHeexiB 
CTaHOBHTb He MeHLue 60 MicnpiB; cnpi/iiTnHBiLue 
BHyTpiüJHbOAepXOBHe 3aXOHOABBCTBO 3a/lHLLiaeTbCi 
HeAOTopxaHMM. L(e noniHproeTbCi Taxo>x Ha 
BH3HaneHMX niA-niTepaMW „b“ i „c“ niAnyHXTy 1 CTarri 3 
piei' YroAu 6i>xeHL(iB Ta ociö öe3 rpoMaAiHCTBa, ixi 
3BHHaÜHO npO>XMBatOTb Ha TepMTOpii' yxpai'HM. 

6. ripn 3acTOcyBaHHi nono>xeHb CTarri 5 yroAH: 

a) Ha ociö, ixi 3BnnanHo npo>xnBax)Tb Ha TepHTopii 
yxpai'HM, CTarri 5 yroAH ctocobho neHCii' BHacniAOx 
3Hi/i>xeHHfl npai4e3AaTHOCTi 3acTOCOByeTbCi 3a 
HiMepbXHM 3aXOHOAABCTBOM Ti/lbXU y pa3i, HXLAO npaBO 
icHye He3ane>xHO BiA BiAnoßiAHOi' CMTyaAii' Ha pHHxy 
npapi. 

b) HiMepbxe 3axoHOAaBCTBO, ixe perynioe AonoMory 

BHaCJliAOX HeLpaCHHX BwnaAxiB Ha BHpOÖHHLp"Bi 
(npocjDeciÜHMx 3axBopx3BaHb), ixi HacTynmiH He Ha 
TepHTopii cpeAepaTMBHO'i PecnyönixM HiMeHHHHa, a 
Taxo>x AonoMory Ha niACTaBi CTpaxoBoro CTa>xy, 
HaöyToro He Ha TepHTopii' OeAepaTHBHOi PecnyönixM 
HiMenHMHa, 3anniuaeTbcn HeAOTopxaHHM. 

c) HiMepbxe 3axoHOAaBCTBO, ixe perynioe peaöiniTapiMHi 
BHnna™ 3 öoxy BMXOHaBHHX iHCTHTypiü neHCiÜHoro 
CTpaxyBaHHn Ta 3aöe3neneHHn 3a BixoM cJrepMepiB, 
3amniiaeTbcn HeAOTopxaHHM. 

d) HiMepbxe 3axoHOAaBCTBO, ixe nepeAöanae 3ym/iHeHHi 
npaßa Ha neHciÜHe CTpaxyBaHHi Ana ociö, ixi 
yxnniiOTbCi BiA nopyiiieHoro npoTH hhx xpi/iMiHanbHoro 
npoßaA>xeHHn LunixoM nepeöyßaHHiM 3a xopaohom, 
3anniiiaeTbCH HeAOTopxaHHM. 

7. ripn 3acTOcyBaHHi nono>xeHb CTaTen 6-11 yroAH: 

a) Rxlao ocoöa BiAnoBiAHO ao CTaTeü 6-11 yroAH 

niAnaAae niA AiK> 3axoHOAaBCTBa OAHiei floroBipHO'f 
flep>xaBH, to ao HeT, ix i ao m poöOTOAaBpi, ctocobho 
3a3HaHeHOi' y pnx CTarrix TpyAOBOi AinnbHOCTi, 
3acTOCOByx)Tbcn bhxjikdhho npnnnci/i piei floroBipHO'i 
flep>xaBM laoao oöoB'n3xoBoro CTpaxyBaHHi 3a 
3aXOHOAABCTBOM npO CTHMyniOBaHHi 3aHHiTOCTi. 

b) POÖOTOAaBL(i BiAPaA>XeHMX npapiBHMXiB 30ÖOB'i3aHi 
cniBnpaptOBa™ b rany3i oxopoHM npapi Ta 3anoöiraHHi 
HeLAaCHMM BHnaAXaM Ha BMpOÖHHpTBi 3 XOMneTeHTHHMH 
BHXOHaBHMMH iHCTHTypiiMM Ta opraHiaapiiMH 
floroBipHOi' flep>xaBH, b ixiü npapioe »aSnuanm 
npapiBHHX. nOAajlblili BHyTpiLUHbOAepXOBHi npaBOBi 
HOpMM 3anHLiiaKDTbCi HeAOTOpxaHHMM. 

8. ripu 3acTOcyBaHHi nono>xeHb CTarri 7 yroAH: 

a) BiApJiA^eHH^M B iHLuy floroßipHy flep>xaßy He 
BBa>xaKDTbCi 30xpeMa Taxi BHnaAXH: 
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- die Tätigkeit des entsandten Arbeitnehmers nicht dem 
Tätigkeitsbereich des Arbeitgebers im Entsendestaat 
entspricht; 

- der Arbeitgeber des entsandten Arbeitnehmers im 
Entsendestaat gewöhnlich eine nennenswerte ge¬ 
schäftliche Tätigkeit nicht ausübt; 

- die zum Zwecke der Entsendung eingestellte Person 
zu diesem Zeitpunkt ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nicht im Entsendestaat hat; 

- die Arbeitnehmerüberlassung einen Verstoß gegen 
das Recht eines Vertragsstaats darstellt oder 

- der Arbeitnehmer seit dem Ende des letzten Entsen¬ 
dezeitraums weniger als zwei Monate im Entsende¬ 
staat beschäftigt war. 

b) Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag 
des Inkrafttretens des Abkommens bereits entsandt 
sind, mit diesem Tag. 

9. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zum Ver¬ 
sicherungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen beschäf¬ 
tigungsunabhängigen Handlungen im Ausland bleiben 
unberührt. Besteht Anspruch auf Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten, wird die höhere 
Leistung unter Anrechnung der Leistung nach den Rechts¬ 
vorschriften des anderen Vertragsstaats gezahlt. 

10. Zu Artikel 10 des Abkommens: 

Die in Artikel 10 Absatz 3 des Abkommens festgesetzte Frist 
beginnt für Personen, die am Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens beschäftigt sind, mit diesem Tag. 

11. Zu Artikel 11 des Abkommens: 

Artikel 11 des Abkommens gilt insbesondere für einen 
Arbeitnehmer eines Unternehmens mit Sitz in einem Ver¬ 
tragsstaat, der vorübergehend von einer Beteiligungsgesell¬ 
schaft dieses Unternehmens im anderen Vertragsstaat 
beschäftigt wird und für diesen Zeitraum zu Lasten der 
Beteiligungsgesellschaft im Beschäftigungsstaat Arbeits¬ 
entgelt bezieht. 

12. Zu Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 11 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 2 und des 
Artikels 11 des Abkommens die betroffene Person den deut¬ 
schen Rechtsvorschriften, gilt sie als an dem Ort beschäftigt 
oder tätig, an dem sie zuletzt vorher beschäftigt oder tätig 
war, wobei eine durch die vorherige Anwendung des 
Artikels 7 des Abkommens zustande gekommene andere 
Regelung weiter gilt. War sie vorher nicht im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt oder tätig, gilt 
sie als an dem Ort beschäftigt oder tätig, an dem die 
deutsche zuständige Behörde ihren Sitz hat. 


13. Zu Artikel 13 Absatz 1 des Abkommens: 

In den Fällen nach Artikel 13 Absatz 1 Satz 1 des Abkom¬ 
mens werden Sachleistungen und Geldleistungen mit Aus¬ 
nahme der Renten nur nach den Rechtsvorschriften und 
durch den Träger des Vertragsstaats erbracht, in dessen 
Hoheitsgebiet sich die berechtigte Person gewöhnlich auf¬ 
hält. 

14. Zu Artikel 22 Absatz 3 Satz 2 des Abkommens: 

In den Fällen, in denen der deutsche Träger nach dem 
Fremdrentengesetz auch aus den nach dem Recht des 
anderen Vertragsstaats anrechenbaren Versicherungszeiten 
eine Leistung erbringt, gilt die Bestimmung nicht. 


- fliRnbHiCTb BiflpflflweHoro npauiBHUKa He BiflnoBiflae 
ccpepi flimibHOCTi po6oTOflaBL(fl y flepx<aBi, nKa 
Biflpafl>Kae npauiBHUKa; 

- poöoTOflaßeub Biflpflfl>KeHoro npauiBHUKa 3BunaÜHO 
He 3aÜIMaeTbCfl 3HaHHOIO KOMepuiÜHOlO flifl/lbHiCTIO y 
flep>KaBi, HKa BiAPflA>«ae npauiBHUKa; 

- ocoöa, HKa öyna BnaurroBaHa Ha poöoTy 3 MeTOio 
Biflpnfl>KeHHfl, Ha ueü nac 3BunaÜH0 npo>KUBae b 
iHLuiü Aepwaßi, a He b Tin, AKa BiflpjvpKae npauiBHUKa; 

- BiAPflA>*<eHHfl (temporary work) npauiBHUKa nopyujye 
3aKOHOAUBCTBO OAHieV 3 floroBipHux flepxoB aöo 

- npauiBHUK nicnn 3aKiHHeHHfl ocTaHHboro nepiOAy 

BiAPflA>KeHH51 3AiÜCHIOBaB CBOtO TpyAOBy Aifl-TlbHiCTb 
y Aep>Kaßi, HKa BiAPflA>«ae, MeHiue abox MicupiB. 

b) Bu3HaneHuü nepiou P,nn ociö, nKi y AeHb HaöpaHHn 
HUHHOCTi YrOAOKD ÖynU B>Ke BiAP«A>KeHi, nOHUHaeTbCfl 3 

Uboro aha. 

9. ripu 3acTOcyBaHHi nonoweHb CTarn 9 Ytoau: 

3aKOHOAaBCTBO oöox floroßipHux flepx<aB, nxe CTOcyeTbca 
CTpaxoBoro 3axucTy npu HauaHHi AonoMoru Ta iHLUux aih 
3a kopaohom, lao He 3ane>KaTb BiA TpyAOBoV AianbHOCTi, 
3anuiuaK)TbC5L HeAOTopKaHUMu. Rkluo npaBO Ha Aonoiuory 
BUHuxae Ha niACTaßi 3aKOHOAaBCTBa oöox floroßipHux 
flepx<aB, to BunnanyeTbcn öinbiua AonoMora i3 
3apaxyBaHHUM AonoMoru BiAnoBiAHO ao 33KOHOAaBCTBa 
iHLUOi flOrOBipHOI flep>KaBU. 

10. npu 3acTOcyBaHHi nonox<eHb CTarri 10 Ytoau: 

Bu3HaneHuü y nyHKTi 3 CTarri 10 Ytoau CTpoK Ann ociö, HKi 
Ha Aenb HaöpaHHn HUHHOCTi YroAOio öynu 3aÜHUTi, 
nOHUHaCTbCSI 3 uboro ahs. 

11 . npu 3acTOcyBaHHi nonoweHb CTarri 11 Ytoau: 

CTarra 11 Ytoau 3acTOCOByeTbcu 30KpeMa ctocobho 
npauiBHUKa niAnpueMCTBa i3 po3TaujyBaHHUM b OAHiü 
floroBipmu flepxoBi, hkuh TUMnacoBO HanpaB/ieHuü Ha 
poöoTy xo/iauhTObolo KOMnaHicio uboro niunpueMCTBa b 
iHLuiü floroBipHiü flep>KaBi i OTpuMye 3a ueü nepiou 
3apoöiTHy nnaTy 3a paxyHOK xo/iauhTOboV KOMnaHii' y 
Aepx<aBi npaueßnaujTyBaHHn. 

12. npu 3acTOcyBaHHi nono>xeHb nyHKTy 2 CTarri 10 Ta 
CTarri 11 Ytoau: 

Rklao ocoöa npu 3acTOcyBaHHi nyHKTy 2 CTarri 10 
Ta CTarri 11 Ytoau niAnaAae niA Aik> HiMeubKoro 
3aKOHOAaBCTBa, TO BOHa BBaXOGTbCH 3aÜHBTOLO HU 
npaUKDLOHOLO B TOMy Micui, B HKOMy BOHa BOCTaHHG öyna 
3aÜHHTOLO hu npauiOBana, npu uboiuy 3anuLuaeTbCfl huhhum 
ü iHiue perymoBaHHH, «Ke buhuk/io nepe3 nonepeAHe 
3acTOcyBaHHH CTarri 7 Ytoau. Rkluo BOHa paHirne öyna 
3aÜHHTOLO hu npauioßana He Ha TepuTopii OeAepaTUBHO'i 
PecnyöniKU HiMennuHa, 

to BOHa BBaxoeTbcn 3aÜHHTOio hu npauioioHoio b TOMy 
Micui, b HKOMy Mae cbog Micue3HaxoA>xeHHn HiMeubKuü 
KOMneTeHTHuü opraH. 

13. npu 3acTOcyBaHHi nonoweHb nyHKTy 1 CTarri 13 Ytoau: 

Y BunaAKax, HKi peryntOLOTbcn peneHHUM 1 nyHKTOM 1 
CTarri 13 Ytoau, penoBa AonoMora Ta rpoinoBi BunnaTU, 3a 
BUHHTKOM neHCil, HaAclBATUMyTbCH TinbKU Ha niACTaßi 
3aKOHOAUBCTBa i TinbKU BUKOHaBHOlO iHCTUTyuieiO 
floroBipHO'i flepx<aBU, Ha TepuTopii' hko'i' 3BunaÜH0 
npo>KUBae ocoöa, rma Mae npaBO Ha AonoMory. 

14. npu 3acToeyBaHHi nonoweHb peneHHn 2 nyHKTy 3 
CTarri 22 Ytoau: 

nonoweHHfl He Mae huhhoctI y BunaAKax, b hkux HiMeubKa 
BUKOHaBna iHCTUTypin BiAnoBiAHO ao 3aKOHy npo neHCii' 3 
iH03eMH0ro CTax<y HaAae AonoMory i 3a CTpaxoBuü ct3>k, 
HKUU 3apaXOByCTbCn BiAnoBiAHO AO 3aKOHOAclBCTBA iHLUOi' 
floroBipHO'i flepx<aBU. 
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15. Zu Artikel 25 des Abkommens: 

a) Zahlungen von einem ukrainischen Träger an eine 
Person, die sich im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland aufhält, oder an einen deutschen Träger 
werden mit befreiender Wirkung in Euro erbracht. 


b) Der ukrainische zuständige Träger trägt die Bankgebüh¬ 
ren, die mit der Überweisung von Renten oder anderen 
Geldleistungen nach diesem Abkommen Zusammen¬ 
hängen. 

16. Zu Artikel 28 Absatz 1 des Abkommens: 

Das Abkommen begründet auch keinen Anspruch auf 
Leistungen in der deutschen Unfallversicherung für Ver¬ 
sicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 1997 eingetreten 
sind. 

17. Zu Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe c des Abkommens: 

Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe c des Abkommens gilt nicht 
für Fälle, in denen nach den innerstaatlichen Rechts¬ 
vorschriften die für den Leistungsanspruch erforderliche 
Mindestversicherungszeit erfüllt ist. 

18. Zu Artikel 28 Absatz 5 des Abkommens: 

In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland können 
Renten, die vor dem Inkrafttreten des Abkommens festge¬ 
stellt sind, auch von Amts wegen neu festgestellt werden. 
In diesen Fällen gilt der Tag, an dem der Träger das Verfah¬ 
ren einleitet, als Tag der Antragstellung nach den Rechts¬ 
vorschriften des anderen Vertragsstaats. 

19. Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen für nach 
dem Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten) sowie über Leistungen für nach dem 
Fremdrentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten blei¬ 
ben unberührt. 


15. ripn 3acT0cyBaHHi CTarn 25 Yrofln: 

a) yKpäi'HCbKa Bi/iKOHaBna iHCTHTyflin 3flincHioe nnaTexd 
ocoöi, rma nepeöyßae Ha TepnTopii' cheflepaTnBHOi' 
Pecnyönixn HiMennnHa, aöo BnKOHaBHin iHCTHTyfli'i 
cheflepaTMBHO'i PecnyöniKn HiMennnHa b CBpo, 6e3 
npeTeH3iü 3i ctopohh OTpMMyBana flonoiviorn aöo 
BMKOHaBHO'l iHCTHTyflii; 

b) yKpäi'HCbKa KOMneTemma BHKOHaBna mcTHTypm Hece 
öaHKiBCbKi BHTpa™, n0B'fl3aHi 3 nepeKa30M neHci'i aöo 
rpoLUOBO'f flonoMo™, npn3HaneHoT BiflnoßiflHO flo pie'i 
Yrofln. 

16. ripn 3acT0cyBaHHi nono>KeHb nyHKTy 1 CTarri 28 Yrofln: 

L(h Yrofla t3ko>k He 3yMOBnioe HaöyTTH npaßa Ha flonoMory 
BiflnoßiflHO flo HiMeflbKoro CTpaxyBaHHn Bifl HeiflacHnx 
BMnaflKiB CTOCOBHO CTpaXOBMX BHnaflKiß, HKi BUHHK/IH flO 

1 ciHHH 1997 poxy. 

17. ripn 3acTOcyBaHHi nonoxeHb niTepn „c“ nyHKTy 1 CTarri 28 
Yrofln: 

nono>KeHHH niTepn „c“ nyHKTy 1 CTarri 28 Yrofln He 
3acTOCOBycTbcn y BnnaflKax, b hkhx BiflnoßiflHO flo 
BHyTpiujHbOflepxoBHoro 3aKOHOflaBCTBa HaöyTO 
MiHiManbHnn CTpaxoBun ct3>k, HeoöxiflHnn flnn BnHHKHeHHH 
npaßa Ha flonoMory. 

18. ripn 3acT0cyßaHHi nono>xeHb nyHKTy 5 CTarri 28 Yrofln: 

Ctocobho <t>eflepaTHBHOi' Pecnyönkn HiMennnHa neHCii', HKi 
6ynn npn3HaneHi flo HaöpaHHn nnHHOCTi Yrofloio, MOx<yTb 
6y™ nepernnHym BnKOHaBHOio mcTnTyflieio 3a i! BnacHOio 
iHifliaTnBOio. B TaKnx BnnaflKax fleHb, b nxnn BnKOHaBHa 
iHCTnTyflin nopyinye npoBafl>KeHHH, BBaxoeTbcn flaTOio 
noflaHH« 3anßn BiflnoBiflHO flo 3aK0H0flaBCTBa iHLuoi 
floroBipHO'i flepxoßn. 

19. HiMeflbKe 3aK0H0flaBCTB0, iflo perynioe flonoMory no 
BiflLUKOflyBaHHio HeiflacHnx BnnaflKiß Ha BnpoÖHnflTBi 
(npocfrecinHnx 3axBopioBaHb) Ha niflCTaßi neHCinHoro npaßa 
LflOflO iH03eMfliß, a T3K0>K flOnOMOry BiflnoßiflHO flO 
CTpaxoBoro CTaxry, 3apaxoByBaHHM Ha niflCTaßi neHCinHoro 
npaßa LflOflO iH03eMfliB, 3anniiiaeTbcn HeflOTopKaHnM. 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens vom 7. November 2018 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 
über Soziale Sicherheit 


flOMOBneHiCTb 
moflo peani3ai4i'i Yroflu 

Mi>K OeflepaTMBHOto PecnyS/iiKoio HiMeHHi/ma 

Ta YKpai'HOKD 

npo copianbHe 3a6e3neHeHHn 
Bifl 7 nucTonafla 2018 poKy 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Ministerkabinett der Ukraine - 

auf der Grundlage des Artikels 24 Absatz 1 des Abkommens 
vom 7. November 2018 zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Ukraine über Soziale Sicherheit, im Folgenden als 
„Abkommen“ bezeichnet - 

haben Folgendes vereinbart: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den Bestimmungen dieser Vereinbarung werden die im Ab¬ 
kommen enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Bedeutung 
verwendet. 

Artikel 2 

Aufklärungspflichten 

Den nach Artikel 24 Absatz 2 des Abkommens bestimmten 
Verbindungsstellen und den nach Artikel 11 des Abkommens von 
den zuständigen Behörden bezeichneten Stellen obliegt im Rah¬ 
men ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der in Betracht 
kommenden Personen über die Rechte und Pflichten nach dem 
Abkommen. 

Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 24 Absätze 2 und 5 sowie in Artikel 17 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän¬ 
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die sich aus 
den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten Rechts¬ 
vorschriften sowie dem Abkommen und dieser Vereinbarung 
ergeben. 

(2) Flat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkom¬ 
mens genannten Rechtsvorschriften, nach dem Abkommen oder 
nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem Träger oder einer an¬ 
deren Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, gilt diese Pflicht 
auch in Bezug auf entsprechende Tatsachen, die im Gebiet des 
anderen Vertragsstaats oder nach dessen Rechtsvorschriften 
gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person bestimmte 
Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 


ypap <t>epepaTnBHOi' PecnyöniKM FliMeHHMHa 
Ta 

KaÖiHeT MiHiCTpiB yKpai'HM, 

Ha niflCTaßi nyHKTy 1 CTarn 24 yropn Mi>K OepepaTMBHOio 
Pecnyö/iiKOio FliMeHHMHa Ta yKpämoK) npo copia/ibHe 
3a6e3neHeHH« Biß 7 /lHCTonapa 2018 poKy, pani - „yropa“, 

AOmobmjimcm npo TaKe: 

HacTi/maI 

3ara/ibHi ncmoxceHHa 

CTarra 1 

BM3HaneHHfl TepMiHiB 

y nojioweHHax Aiei'floMOB/ieHOCTi TepMiHM, aKi MicTMTb yroAa, 
B>KMBaioTbca y BM3HaneHOMy b Hin 3HaneHHi. 

Ctbttb 2 

06ob'b3km iHcpopMyßaHHa 

ycTaHOBaM 3B'a3Ky, BM3HaneHMM y nyHKTi 2 CTarn 24 yroAM 
TaycTaHOBaM, 3a3HaneHMM KOMneTemriHMn opraHaMM 3riAHO i3 
CTarreio 11 yropn, popynaeTbca npoßopnTn, b Mex<ax cbogi 
KOM neTeHpii', 3ara/ibHe iHtfcopMyBaHHa 3apiKaB/ieHnx ociö npo 
npaßa Ta o 6 ob'm 3 km, MKi bm n jimB aroTb 3 yroAM. 

Ctbttb 3 

06ob'b3km noBiAOM/ieHHa 

(1) ycTaHOBM, 3raAaHi b nyHKTax 2 Ta 5 CTarri 24 yroAM, mk i 
ycTaHOBM, 3raAaHi b CTarri 17 yroAM, b Mexrax CBoei' KOMneTeHpii 
noBiAOM/iaiOTb opHa OAHy Ta ociö, mkmx pe CTOcyeTbca, Lpopo 
tfiaKTiB i HapaiOTb y po3nopapx<eHHa poKa3n, HeoöxiAHi pna 
3aöe3neHeHHa npaB Ta 0Ö0B'a3KiB, axi Bnn/inBaiOTb i3 
3aKOHOAaBCTBa, 3a3HaaeHoro b nyHKTi 1 CTarri 2 yropn, a Taxox< 
BMn/iMBaiOTb 3 yropn Ta piei floMOB/ieHOCTi. 

(2 ) Rklpo ocoöa Ha nipcTaßi 3aKOHOAaBCTBa, 3a3HaaeHoro 
b nyHKTi 1 CTaTTi 2 yropn, Ta Ha nipcTaßi yropn hm piei' 
flOMOBJieHOCTi 30Ö0B'a3aHa nOBipOM/lMTM BHKOHaBHin iHCTMTypii 
hm iHLuiM ycTaHOBi npo neBHi cjDaKTM, to pe 30Ö0B'a3aHHa 
nOLUMptOGTbCa T3K0>K i Ha BipnOBipHi CfjaKTH, aKi MaiOTb Micpe Ha 
TepMTOpii iHLUOi'florOBipHO'i flep>KaBM, HM iCHyiOTb BipnoBipHO po 
ii' 3aK0H0paBCTBa. Ue TaKOx< noiiinproeTbca i Ha tom BMnapoK, 
kojim ocoöa noBMHHa HapaTM neBHi poKa30Bi MaTepianM. 
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Artikel 4 
Bescheinigung 

über die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7 und 11 des Abkommens erteilt 
die zuständige Stelle des Vertragsstaats, dessen Rechtsvor¬ 
schriften anzuwenden sind, in Bezug auf die in Betracht kom¬ 
mende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darüber, 
dass für den Arbeitnehmer und den Arbeitgeber oder für die in 
Artikel 9 des Abkommens bezeichnete Person diese Rechtsvor¬ 
schriften gelten. Die Bescheinigung muss mit einer bestimmten 
Gültigkeitsdauer versehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, stellt 
in den Fällen des Artikels 7 des Abkommens der Träger der 
Krankenversicherung, an den die Beiträge zur Rentenversiche¬ 
rung abgeführt werden, andernfalls die Deutsche Rentenversi¬ 
cherung Bund, Berlin, diese Bescheinigung aus. In den Fällen 
des Artikels 11 des Abkommens stellt der Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband), Deutsche Verbin¬ 
dungsstelle Krankenversicherung - Ausland, Bonn, die Beschei¬ 
nigung aus. 

(3) Sind die ukrainischen Rechtsvorschriften anzuwenden, 
stellt die zuständige Behörde oder der von ihr bezeichnete 
Träger, diese Bescheinigung aus. 

Artikel 5 
Zahlverfahren 

Renten oder andere Geldleistungen an Empfänger im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats können unmittelbar oder unter 
Einschaltung von Verbindungsstellen ausgezahlt werden. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Artikel 6 

Arbeitsunfallanzeige 

Für die Anzeige des Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) gelten die 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach denen die Person 
versichert ist. Die Anzeige wird dem zuständigen Träger erstattet. 


Artikel 7 
Statistiken 

Die nach Artikel 24 Absatz 2 des Abkommens bestimmten 
Verbindungsstellen erstellen jährlich, jeweils nach dem Stand 
vom 31. Dezember, Statistiken über die in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats vorgenommenen Zahlungen. Die Anga¬ 
ben sollen sich nach Möglichkeit auf Zahl und Gesamtbetrag der 
Zahlungen erstrecken, die nach Rentenarten und Abfindungen 
gegliedert sind. Das Nähere vereinbaren die Verbindungsstellen. 
Die Statistiken werden ausgetauscht. 

Artikel 8 

Deutsches Fremdrentenrecht 

Macht ein Berechtigter, auf den das deutsche Fremdrenten¬ 
recht anzuwenden ist, den Anspruch auf eine Rente nach den 
ukrainischen Rechtsvorschriften nicht geltend, teilt der ukraini¬ 
sche Träger dem deutschen Träger auf Anforderung die Höhe der 
Rente mit, die dem Berechtigten bei Geltendmachung des An¬ 
spruchs zugestanden hätte. Dies gilt auch in Fällen, in denen der 
nach dem deutschen Fremdrentenrecht Berechtigte bei der Fest¬ 
stellung der ukrainischen Rente nicht mitwirkt, soweit anhand der 
vorhandenen Unterlagen und Angaben eine Feststellung einer 


CTa-rra 4 

floBiflKa npo 3axoHOflaBCTBO, mo 3acTOCOByeTbca 

(1) y BunaflKax, mo perynroxrrbCH CTarraMH 7 Ta 11 YroflH, 
KOMneTeHTHa ycTaHOBa floroBipHoi flepx<aBM, 3ax0H0flaBCTB0 
HKO'i' Mae öyTn 3acTOCOBaHHM, Haflae, moflo neBHO'i TpyflOBo'i 
fliRnbHOCTi, Ha niflCTaßi K/ionoTaHHa flOBiflKy npo Te, mo pe 
3aKOHOflaBCTBO noLUHpioeTbCH Ha HaÜMaHoro npapiBHnxa i 
poöoTOflaBLm aöo 3a3HaneHy b CTarri 9 YroflH ocoöy. Ha piti 
flOBiflpi Mae 6yTn 3a3HaneHHH neBHHÜ TepMiH Vi hhhhoctl 

(2) ripn 3acT0cyBaHHi HiMepbxoro 3axoHOflaBCTBa pa flOBiflxa 
y BHnaflKax, axi pery/uoxtTbca CTarreK) 7 pie'i YroflH, BHflaeTbca 
BHKOHaBHOfO iHCTHTypieXt MeflHHHOTO CTpaxyBaHHH, B HKy 
cnnanyoTbCH BHecxn flo neHCiÜHOro CTpaxyBaHHa, b iHLUOMy 
pa3i - HiMepbKOto ycTaHOBOfO neHciÜHOro CTpaxyBaHHa fl/ia 
ct>eflepapii, m. Eep/iiH. Y BHnaflKax, axi perynioiOTbca CTaireio 11 
YroflH, flOBiflxa BHflaeTbca cDeflepa/ibHHM tohobhhm 
oö'eflHaHHHM jiixapHHHHx xac (GKV - ronoBHe oö'eflHaHHa), 
HiMepbKHM KOOpflHHapiÜHHM ÖIOpO 3 nMTaHb 3apyöi>KHoro 
MeflHHHoro CTpaxyBaHHH, m. Bohh. 

(3) ripn 3acTOcyBaHHi yxpäiHCbxoro 3aK0H0flaBCTBa pa 
flOBiflxa BHflaeTbca KOMneTeHTHHM opraHOM aöo BH 3 HaHeHoio 
HHM BHKOHaBHOfO iHCTHTypiefO. 

CTaTTB 5 

npopeflypaBHnnaTH 

rieHcii aöo iHiua rpoiuoBa flonoMora MO>xyTb BMn/iaHyBaTHca 
OTpHMyBanaM, axi 3HaxoflaTbca Ha TepHTopii iHLuo'f floroBipHO'i 
flepx<aBH, öe3nocepeflHbo aöo i3 3anyneHHaM opraHiß 3B'a3xy. 

HacTHHa II 

OcoöJiHBi nono>xeHHa 

CTarra 6 

rioBiflOMJieHHa npo HemacHMÜ BHnaflOK Ha BHpoÖHupTBi 

Ha noBiflOM/ieHHa npo HeiflacHHH BHnaflOK Ha BnpoÖHHpTBi 
(npocjteciHHe 3axBopiOBaHHa) noLUHptoeTbca 3axoHOflaBCTBO 
floroBipHoi flepx<aBH, Ha niflCTaßi axoro ocoöa 3acTpaxoBaHa. 
riOBiflOM/ieHHa HaflcnnaeTbca KOMneTeHTHin BHKOHaBHin 
iHCTMTypi'i. 

CTaTTB 7 

CTaTMCTMHHMM OÖ/lix 

BH3HaneHi BiflnoßiflHO flo nyHKTy 2 CTarri 24 YroflH ycTaHOBH 
3B'a3Ky LflOpiHHO TOTyiOTb CTaTHCTHHHi flaHi CT3H0M Ha 31 rpyflHfl 
CTOCOBHO BHnnaT, 3fliHCHeHHX Ha TepHTOpilO iHLUOl florOBipHO'i 
flepx<aBH. iHCjropMapia noBHHHa, npn MOxaiHBOCTi, oxon/ixtBa™ 
xijibxicTb Ta 3ara/ibHy cyMy BHnnaT, CTpyxTypoBaHHX 3a BHflaMH 
neHCiü Ta iHLUMX rpoiiioBHX KOMneHcapiü. YcTaHOBH 3B'a3xy 
flOMOB/iax)Tbca Mi>x coöoio npo iHLui fleTani. BiflöyßaeTbca oÖMiH 
CTaTHCTHHHHMH flaHMMH. 

CTaTTB 8 

HiMepbxe 3axoHOflaBCTBO 
CTOCOBHO neHCiÜ 3a iH03eMHUH CT3>K 

Rxipo npaBOMOHHa ocoöa, flo axoi 3acTOCOByeTbca HiMepbxe 
3axoHOflaBCTBO npo iH03eMHHH CTa>x, He 3aaB/iae npo cboc 
npaßo Ha neHciio BiflnoßiflHO flo yxpai'HCbxoro 3ax0H0flaBCTBa, 
to yxpäi'HCbxa BHKOHaBHa iHCTHTypia noBiflOM/iae Ha 3anHT 
HiMepbxo'i BHKOHaBHOi iHCTHTypi'i po3Mip neHCii', axy MOrna ö 
OTpHMyBaTH npaBOMOHHa ocoöa y pa3i 3aaBM npo cbob npaßo. 
L(e CTOcyeTbca Taxo>x BHnaflxiB, xotih ocoöa, npaBOMOHHa 
BiflnOBiflHO flO 3aKOHOflaBCTBa npo iH03eMHHM CT3>K, He 
cniBnpapioe npn npH3HaneHHi yxpamcbKOi neHCii', axmo 
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Rente nach den ukrainischen Vorschriften möglich ist sowie bei 
Rücknahme des Antrags. 


Abschnitt III 
Schlussbestimmung 

Artikel 9 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem beide 
Vertragsstaaten einander mitgeteilt haben, dass die erforder¬ 
lichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten der 
Vereinbarung erfüllt sind. Maßgebend ist der Tag des Eingangs 
der letzten Mitteilung. 

(2) Diese Vereinbarung ist vom Tag des Inkrafttretens des Ab¬ 
kommens an anzuwenden und gilt für dieselbe Dauer. 

Geschehen zu Kiew am 7. November 2018 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und in ukrainischer Sprache, wobei jeder Wort¬ 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


npn3HaneHHa neHCii' BiflnoBiflHO flo yxpamcbKoro 
3aKOHOflaBCTBa e moxuiubwvi Ha niACTaßi HaaBHi/ix AOKyMeHTiB i 
flaHMX, a T3K0>K, KOJ1M 3aSBa BiflK/inKaeTbCH. 

HacTi/ma III 

3aK/ihOHHi nojio>KeHHfl 

CTa-rra 9 

HaöpaHHs HMHHOCTi Ta Tepn/iiH flii floMOB/ieHocTi 

(1) Lja flOMOB/ieHiCTb Haönpae HUHHOCTi 3 ahs noBiAOM/ieHHS 
npo BnKOHaHHa oöoMa floroBipHwvin Aepx<aBaMn 
BHyTpiLUHbOAepxoBHnx npopeAyp, HeoöxiAHMX A-na HaöpaHHa 
HetO HMHHOCTi. BM3HaHanbHOIO C ASTa HaAXOA>KeHHa OCTaHHbOrO 
noBiAOM/ieHHa. 

(2) Lja flOMOB/ieHiCTb niAnarae 3acTOcyBaHHK) 3 nepuioro aha 
HaöpaHHa hhhhoctI yroAOio i Aie npoTsroM TepMiHy am YroAM. 

BnnHeHO b Kneßi 7 riMCTOnaAa 2018 poxy b abox npnMipHnxax, 
xo>xeH HiMepbKOK) ü yxpai'HCbxoto MOBaMn, npn pbOMy oöi/iAßa 
TeKCTM MaiOTb 0AH3K0By Cl/IJiy. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a YpaA OeAepaTUBHO'i Pecnyö/iixn HiMennnHa 

Reichel 

Für das Ministerkabinett der Ukraine 
3a KaöiHeT MiHiCTpiß yxpai'HH 

Andrii Reva 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Das Abkommen vom 7. November 2018 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine über Sozia¬ 
le Sicherheit regelt in umfassender Weise die Beziehun¬ 
gen zwischen beiden Staaten im Bereich der gesetzlichen 
Renten- und Unfallversicherung. Es begründet unter 
Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte 
und Pflichten von Einwohnerinnen und Einwohnern beider 
Staaten und sieht die Gleichbehandlung der beiderseiti¬ 
gen Staatsangehörigen sowie deren Hinterbliebenen und 
die uneingeschränkte Rentenzahlung auch bei Aufenthalt 
im anderen Vertragsstaat vor (Leistungsexportprinzip). Die 
Voraussetzungen für einen Rentenanspruch können 
durch Zusammenrechnung der in beiden Staaten zurück¬ 
gelegten Versicherungszeiten erfüllt werden. Jeder Staat 
zahlt aber nur die Rente für die nach seinem Recht zu¬ 
rückgelegten Versicherungszeiten. 

Das Abkommen enthält darüber hinaus Regelungen über 
die Vermeidung der Doppelversicherung in beiden Staa¬ 
ten im Falle von vorübergehenden Beschäftigungen im 
anderen Staat. Bei Entsendung von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern durch deutsche Unternehmen in die 
Ukraine sind weiterhin die deutschen Rechtsvorschriften 
in Bezug auf die Renten- und Unfallversicherung sowie 
die Versicherungspflicht nach dem Recht der Arbeits¬ 
förderung auf die betroffenen Personen anzuwenden. Das 
Gleiche gilt sinngemäß umgekehrt für Entsendungen aus 
der Ukraine. Der Entsendezeitraum kann bis zu 24 Kalen¬ 
dermonaten gehen. 

Des Weiteren kann nach dem Abkommen mit einer so 
genannten Ausnahmevereinbarung erreicht werden, dass 
z. B. ein Arbeitnehmer, der für einen vorübergehenden 
Zeitraum von seiner deutschen Muttergesellschaft zu 
einer Tochter in die Ukraine gesandt wird, weiterhin den 
deutschen Rechtsvorschriften in der Renten- und Unfall¬ 
versicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung 
unterstellt bleibt, obwohl während dieser Zeit der Schwer¬ 
punkt der rechtlichen und tatsächlichen Merkmale seines 
Beschäftigungsverhältnisses in der Ukraine liegt. 

Damit enthält das Abkommen Lösungen, um zu vermei¬ 
den, dass lediglich vorübergehend im anderen Staat 
eingesetzte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in das 
Renten- und Unfallversicherungssystem sowie in das 
System der Arbeitsförderung des anderen Staates wech¬ 
seln müssen. Diese Personen werden künftig grundsätz¬ 
lich in dem ihnen vertrauten System bleiben können. Dies 
liegt vor dem Hintergrund der umfangreichen und inten¬ 
siven außenwirtschaftlichen Beziehungen Deutschlands 
zur Ukraine im Interesse hiesiger Unternehmen und ihrer 
in der Ukraine eingesetzten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

Durch das Abkommen können die Betroffenen aus den 
von ihnen in der Ukraine zurückgelegten Rentenversiche¬ 
rungszeiten künftig Rentenansprüche nach ukrainischem 
Recht erwerben, die auch nach Deutschland gezahlt 
werden. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur Anwen¬ 
dung des Abkommens erforderlichen Bestimmungen, die 
vor allem technischer Art sind. Sie betreffen insbesondere 
Mitteilungspflichten zwischen den Versicherungsträgern 
beider Vertragsstaaten, das Ausstellen von Bescheinigun¬ 


gen und das Verfahren bei Zahlungen in den anderen Ver¬ 
tragsstaat. 

II. Besonderer Teil 

Teil I (Artikel 1 bis 11) beinhaltet allgemeine Be¬ 
stimmungen, die den Geltungsbereich des Abkom¬ 
mens und Grundsätze für dessen Anwendung definieren 
sowie Regelungen zu den anzuwendenden Rechtsvor¬ 
schriften über die Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Artikel 1 bestimmt die Begriffe, die in den nachfolgen¬ 
den Vorschriften wiederholt verwendet werden. Durch die 
Definition häufig verwendeter Begriffe soll die Anwendung 
des Abkommens erleichtert werden. 

Die Nummer 1 des Schlussprotokolls enthält 
eine Präzisierung des in Artikel 1 definierten Aus¬ 
drucks „Versicherungszeiten“. 

Die Nummer 2 des Schlussprotokolls enthält 
eine Präzisierung des in Artikel 1 definierten Aus¬ 
drucks „gewöhnlicher Aufenthalt“. 

Artikel 2 und die Nummer 3 des Schluss¬ 
protokolls legen den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens fest, in dem sie die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften nennen, auf die sich das Abkommen 
bezieht. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht auf 
Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren 
Personengruppen zuerkannt. Nach Absatz 2 der 
Bestimmung ist die uneingeschränkte Gleichbehandlung 
im Leistungsrecht bei Staatsangehörigen der Vertrags¬ 
staaten auch bei gewöhnlichem Aufenthalt in einem 
dritten Staat vorgesehen. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 5 des 
Schlussprotokolls ergänzende Regelungen ent¬ 
halten. Buchstabe d knüpft für ukrainische Staats¬ 
angehörige mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und für Flüchtlinge und 
Staatenlose mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Ukraine 
das Recht zur freiwilligen Versicherung in der deutschen 
Rentenversicherung unter anderem an die Voraussetzung 
einer Mindestversicherungszeit (Wartezeit) von 60 Mona¬ 
ten in der deutschen Rentenversicherung. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, dass Leistungen auch 
erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtigte 
Person im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ge¬ 
wöhnlich aufhält. Nummer 6 des Schlussproto¬ 
kolls enthält hierzu ergänzende Regelungen. Insbe¬ 
sonderebestimmt Buchstabe a, dass Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit aus der deutschen Renten¬ 
versicherung nicht an Berechtigte mit Aufenthalt in der 
Ukraine gezahlt werden, wenn bei der Feststellung der 
verminderten Erwerbsfähigkeit nicht nur der Gesundheits¬ 
zustand des Versicherten, sondern auch die Lage auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt eine Rolle gespielt hat. 

Die Artikel 6 bis 11 enthalten Regelungen darüber, 
welche Rechtsvorschriften bei einer Kollision der deut- 
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sehen und ukrainischen Rechtsvorschriften anzuwenden 
sind. Dadurch wird eine Doppelversicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch die Nummer 7 des 
Schlussprotokolls ergänzt. Nach Buchstabe a 
finden auf Personen, die den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats unterstellt sind, auch deren Rechtsvor¬ 
schriften über die Versicherungspflicht nach dem Recht 
der Arbeitsförderung Anwendung. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor¬ 
schriften der Vertragspartei über die Versicherungspflicht 
Anwendung, in deren Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
ausgeübt wird (Territorialitätsprinzip). 

Die Artikel 7 bis 10, die durch die Nummern 7 
bis 10 und 12 des Schlussprotokolls ergänzt 
werden, regeln bestimmte Fallgruppen. In Nummer 8 
Buchstabe a sind Tatbestände aufgeführt, die einer 
Entsendung in den anderen Vertragsstaat entgegenste¬ 
hen. 

Artikel 11, der durch die Nummer 11 des 
Schlussprotokolls ergänzt wird, beruht auf der 
Erwägung, dass mitunter die auf Grund der vorgenannten 
Vorschriften vorgenommene Bestimmung der anzuwen¬ 
denden Rechtsvorschriften nicht zu befriedigenden Er¬ 
gebnissen führt und lässt abweichende Vereinbarungen 
zu. 

Teil II (Artikel 12 bis 16) beinhalten besondere 
Regelungen für die Unfall- und Rentenversicherung. 

Die Artikel 12 bis 13 enthalten die besonderen 
Regelungen für die Unfallversicherung. 

Artikel 1 2 beinhaltet grundsätzliche Regelungen zur 
gegenseitigen Anerkennung bei der Bemessung des 
Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit oder der 
Festlegung des Leistungsanspruchs infolge eines Arbeits¬ 
unfalls oder einer Berufskrankheit. 

Artikel 1 3 bestimmt, dass bei der Feststellung eines 
Leistungsanspruchs aufgrund einer Berufskrankheit auch 
gesundheitsgefährdende Beschäftigungen des anderen 
Vertragsstaats zu berücksichtigen sind. Nummer 13 
des Schlussprotokolls bestimmt, dass Sachleis¬ 
tungen und Geldleistungen mit Ausnahmen der Renten 
nur nach den Rechtsvorschriften und durch den Träger 
des Vertragsstaats erbracht, in dessen Hoheitsgebiet sich 
die berechtigte Person gewöhnlich aufhält. 

Die Artikel 14 bis 16 enthalten die besonderen 
Regelungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 14 bestimmt, dass Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und ukrainischen Rentenversicherung 
zurückgelegt worden sind, für die Erfüllung des Leis¬ 
tungsanspruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusam¬ 
mengerechnet werden. 


Artikel 15 enthält nähere Regelungen für die Anwen¬ 
dung der deutschen Rechtsvorschriften. 

Artikel 16 enthält nähere Regelungen für die Anwen¬ 
dung der ukrainischen Rechtsvorschriften. 

Teil III (Artikel 1 7 bis 27) 

Die Artikel 17 bis 23 enthalten Regelungen für das 
Zusammenwirken der in beiden Staaten mit der Durch¬ 
führung des Abkommens betrauten Stellen. 

Die Artikel 24 bis 27 enthalten Durchführungs-und 
Auslegungsvorschriften. 

Teil IV (Artikel 28 bis 31) 

Die Artikel 28 bis 31 enthalten Übergangs- und 
Schlussbestimmungen. 

Nach Artikel 1 der Durchführungsvereinba¬ 
rung haben die in der Vereinbarung verwendeten Be¬ 
griffe die gleiche Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs¬ 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso¬ 
nen über das Abkommen. 

Artikel 3 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs¬ 
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die 
gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie den Austausch der erforderlichen 
Beweismittel vor. 

Artikel 4 regelt vor allem für in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaats entsandte Arbeitnehmer die Erteilung von 
Bescheinigungen über die Fortgeltung der Rechtsvor¬ 
schriften über die Versicherungspflicht des so genannten 
Entsendestaates. 

Auf Grund des Artikels 5 können Geldleistungen in 
den anderen Staat entweder durch eine dort befindliche 
Verbindungsstelle oder unmittelbar an die Berechtigten 
ausgezahlt werden. 

Artikel 6 regelt die Anzeigepflicht im Falle eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit. 

In Artikel 7 ist festgelegt, dass jährliche Statistiken 
über die in den jeweils anderen Staat vorgenommenen 
Rentenzahlungen ausgetauscht werden. 

Artikel 8 regelt das Zusammenwirken des deutschen 
und ukrainischen Trägers für den Fall, dass ein Renten¬ 
berechtigter, auf den das deutsche Fremdrentenrecht 
anzuwenden ist, seine Rente nach den ukrainischen 
Rechtsvorschriften nicht geltend macht oder bei ihrer 
Feststellung nicht mitwirkt. 

Artikel 9 enthält die üblichen Schlussbestimmungen. 
Danach ist die Gültigkeit der Durchführungsverein¬ 
barung an die Gültigkeit des Abkommens geknüpft. 
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